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Gemeinde Hilgermissen 
 
Beschlussvorlage 
öffentlich 

03/X/132 
 

 
Errichtung und Betrieb einer Batteriespeicheranlage durch die Fa. 
Harmony Energy 
Hier: Inanspruchnahme gemeindeeigener Grundstücke für die 
Verlegung von Anschlussleitungen 

Organisationseinheit: 

FT Tiefbau 
Datum 

17.03.2026 
Sachbearbeitung: 

Nadine Wiebking 
Aktenzeichen 

66 03 66 18 70 03 

 
Geplante Beratungsfolge Termine Ö / N 

Verwaltungsausschuss Hilgermissen  N 
Rat Hilgermissen  Ö 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Inanspruchnahme gemeindeeigener Grundstücke für die Leitungsverlegung, sowie dem 
Abschluss des vorliegenden Vertrages für die Verlegung von Anschlussleitungen für die 
Batteriespeicheranlage der Firma Harmony Energy wird zugestimmt. Der 
Entschädigungssatz wird mit  ___ € / lfdm. festgelegt. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Einmalige Entschädigung für die Verlegung von Anschlussleitungen auf den 
gemeindeeigenen Grundstücken.  
 
Sachverhalt: 
1. Die Harmony Energy beabsichtigt die Errichtung einer Batteriespeicheranlage in der 
Gemarkung Hilgermissen, nordöstlich des Tennet-Umspannwerks in Mehringen, 
einschließlich erforderlicher Anschlussleitungen, Zufahrten und Nebenanlagen. 
 
2. Es wurde von Harmony Energy ein Vertragsentwurf für das Verlegen von 
Anschlussleitungen vorgelegt, der die von der Errichtung und dem Betrieb des 
Batteriespeichers betroffenen Belange (Nutzung öffentlicher Grundstücke für die 
Leitungsverlegung) regeln soll. Die Leitungsführung ist aus dem Übersichtsplan, der als 
Anlage 2 dem Vertragsentwurf beigefügt ist, zu entnehmen. 
 
Auf folgende Punkte des Vertrages wird insbesondere hingewiesen: 
 
§ 2 Nutzungsrechte der Nutzerin 
Der Betreiber möchte den gemeindlichen Grundbesitz nutzen, um die notwendigen 
Anschlussleitungen für den Betrieb des Batteriespeichers zu verlegen, diese zu warten und 
zu betreiben. Die Kabel werden grabenlos im Horizontalspülbohrverfahren mit einer 
Verlegetiefe von 2-6 m verlegt. Der Mindestabstand zur Fahrbahn von 1m ist somit gegeben. 
 
§ 4 Pflichten des Eigentümers  
Der Eigentümer soll dazu verpflichtet werden, auf einem Schutzstreifen von 5m beiderseits 
der Außenränder der Anschlussleitungen alles zu unterlassen, was zu einer 
Beeinträchtigung der Leitungen führen kann. Dazu gehört insbesondere die Bebauung des 
Schutzstreifens, sowie die Durchführung von Erdarbeiten in einer Tiefe von mehr als 0,5m.    
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§ 5 Pflichten der Nutzerin 
Der Betreiber fertigt auf seine Kosten vor Beginn der Baumaßnahmen und nach Abschluss 
dieser eine Bestandsaufnahme an.  
 
§ 7 Vergütung  
Der Betreiber bietet dem Eigentümer ein einmaliges Nutzungsentgelt in Höhe von 20,00 € 
netto je laufenden Meter Kabeltrasse auf den gemeindlichen Straßengrundstücken, 
mindestens jedoch 5.000€. Ausgehend von einer Leitungslänge von rd. 1.500m ergibt sich 
ein Betrag in Höhe von 30.000,00 €. 
 
Mit der Einführung des § 11a EEG besteht eine Pflicht zur Duldung der Verlegung von 
Leitungen in gemeindlichen Grundstücken. Als Entschädigungssumme wurde ein Betrag in 
Höhe von 5% des Verkehrswerts der in Anspruch genommenen Fläche festgelegt. 
Ausgehend von einem Verkehrswert eines Weges von 1 €/m² und einem Schutzstreifen in 
2m Breite dürfte die Entschädigungssumme bei rd. 0,20 € / lfd.m liegen. 
 
Der § 11a EEG greift allerdings nur dann, wenn es keine vertragliche Einigung zwischen 
Betreiber und Eigentümer gibt und der Eigentümer zur Duldung verpflichtet werden muss. 
Sobald ein Nutzungsvertrag für die Kabelverlegung zustande kommt, kann eine darüber 
hinaus gehende Entschädigung vereinbart werden, die sich lt. anwaltlicher Einschätzung 
allerdings an den „ortsüblichen“ Konditionen orientieren sollte.  
 
Die im Bereich der Samtgemeinde in den letzten Jahren abgeschlossenen Verträge 
beinhalten Beträge zwischen 3,00 € und 7,50 € / lfd.m und liegen somit deutlich unter dem 
jetzt angebotenen Satz. Allerdings ist in jüngster Zeit allgemein ein Anstieg der 
Entschädigungen (s. z.B. Vertrag Harmony für die Entschädigung der Straßennutzung) zu 
verzeichnen, sodass der Satz von 20 €/m letztlich als ortsüblich angesehen werden kann. 
 
§ 8 Vertragslaufzeit 
Der Vertrag hat eine Laufzeit von 30 Jahren und kann um zweimal 5 Jahre verlängert 
werden.  
 
§ 11 Wiederherstellung des Grundstücks 
Der Betreiber verpflichtet sich, innerhalb von 12 Monaten nach Vertragsbeendigung das 
Grundstück wieder in den ursprünglichen Zustand zu versetzen. Die Leitungen verbleiben 
auf dem Grundstück, sofern es der Eigentümer wünscht.  
 
§ 12 Übertragung der Rechtsnachfolge 
Für den Fall das der Eigentümer das Grundstück von dem Ende der Vertragslaufzeit an 
einen Dritten veräußert, der keine Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, soll der 
Eigentümer verpflichtet werden, eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit ins Grundbuch 
eintragen zu lassen. 
 
 
 
Anlagen: 

1 Gestattungsvertrag Kabeltrasse öffentlich 
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Gestattungsvertrag 

für das Verlegen von Anschlussleitungen 

für den Betrieb einer Batteriespeicher-Anlage 

am Standort: Gemarkung Hilgermissen 

zwischen 
 

 
der 

Gemeinde Hilgermissen 
Schloßplatz 2, 27318 Hoya/Weser 
vertreten durch den Gemeindedirektor Detlef Meyer 
 
 

 
als 
Alleineigentümer 

 
– nachfolgend „Eigentümer“ genannt – 

 

 
und 

 

Harmony Energy BESS 10 GmbH 

Oberanger 44 

80331 München 
vertreten durch die Geschäftsführer Tobias Kriete und Stefan Tait 

 
 

– nachfolgend „Nutzerin“ genannt – 

– Eigentümer und Nutzerin nachfolgend zusammen „Parteien“ genannt –
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Vorbemerkung 

Die Nutzerin beabsichtigt die Errichtung einer Batteriespeicher-Anlage (nachfolgend „Bat-
teriespeicher-Anlage“ genannt) einschließlich erforderlicher Zufahrten, Anschlussleitun-
gen und Nebenanlagen in der Gemeinde Hilgermissen, Landkreis Nienburg (Weser), Nie-
dersachsen. 

Der Eigentümer gestattet der Nutzerin zu diesem Zweck die Nutzung des vertragsgegen-
ständlichen Grundbesitzes im Rahmen der folgenden Bestimmungen. 

 

§ 1 Vertragsgegenstand 

(1) Dem Eigentümer gehören folgende Flurstücke (nachfolgend zusammenfassend 
„Grundbesitz“ genannt): 

 

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück 

Hilgermissen Ubbendorf 2 12 

Hilgermissen Ubbendorf 2 15 

Hilgermissen Ubbendorf 2 17 

Hilgermissen Ubbendorf 2 42 

 
(2) Die Lage des Grundbesitzes ergibt sich aus dem als Anlage 1 beiliegenden Lageplan. 

(3) Der Eigentümer erklärt, dass er alleiniger Eigentümer des Grundbesitzes ist und dass 
– mit Ausnahme der nachfolgend aufgeführten Pacht- und Nutzungsrechte – keine 
sonstigen Nutzungsrechte zugunsten Dritter (z.B. Kabelrechte) bestehen oder verein-
bart sind, die der Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag entgegenstehen könnten: 

Es sind Leitungsrechte mit Dritten vereinbart, die nach Auskunft des Eigentümers der 
Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag aber nicht entgegenstehen 

(4) Soweit der Grundbesitz an einen Dritten zur land-/forstwirtschaftlichen Nutzung ver-
pachtet ist, wird der Eigentümer der Nutzerin für jedes verpachtete Grundstück eine 
Erklärung des jeweiligen Pächters gemäß Anlage 2 dieses Vertrages innerhalb einer 
Frist von vier Wochen nach Unterzeichnung dieses Vertrages vorlegen, nach der sich 
der Pächter mit der Verlegung und dem Betrieb der Anlage samt Nebeneinrichtungen 
und Anschlussleitungen einverstanden erklärt. Ist der Grundbesitz nicht verpachtet, 
bestätigt der Eigentümer dies in Anlage 2. 

(5) Der Eigentümer erteilt der Nutzerin eine Vollmacht zur Einholung eines Grundbuch-
auszuges über den Grundbesitz gemäß dem als Anlage 3 beigefügten Muster. 

(6) Der Eigentümer übernimmt keinerlei Gewähr für die Eignung und Nutzbarkeit des 
Grundstückes für die Zwecke der Nutzerin. Er haftet auch nicht für das genaue Flä-
chenmaß, für die Beschaffenheit von Grund und Boden und für die Freiheit von Män-
geln. 
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§ 2 Nutzungsrechte der Nutzerin 

(1) Der Eigentümer gestattet der Nutzerin und den von ihr Beauftragten den Grundbesitz 
zum wie folgt zu nutzen: 

Verlegung, Wartung und Betrieb sowie Erneuerung erforderlicher und für den Be-
trieb der Batteriespeicher-Anlage notwendiger zu- und abgehender Anschlusslei-
tungen (z.B. Erdkabel) (nachfolgend „Anschlussleitungen“ genannt) 

(2) Die Nutzerin und die von ihr Beauftragten dürfen den Grundbesitz für Arbeiten und 
Maßnahmen zur Vornahme der vorgenannten Nutzungen sowie für die Errichtung und 
den laufenden Betrieb der Batteriespeicher-Anlage einschließlich des Rückbaus je-
derzeit im erforderlichen Umfang betreten und mit schweren Maschinen befahren 
und, soweit erforderlich, vorübergehend Erdaushub und Baumaterial auf dem Grund-
besitz lagern. Die Nutzerin kann auch Dritten die Nutzung der Anschlussleitungen 
gestatten. 

(3) Das Nutzungsrecht umfasst auch die Durchführung erforderlicher Reparaturmaßnah-
men, sowie Maßnahmen zur Überprüfung, Wartung, Instandsetzung und sonstigen 
Instandhaltung, zur ganzen und teilweisen Erneuerung und Modernisierung sowie 
zum Rückbau der Anschlussleitungen. Die Verlegetiefe und Fahrbahnabstand unter-
irdischer Kabel betragen mindestens 1,0 m.  Die Nutzerin plant eine grabenlose Ver-
legung (Horizontalspülbohrverfahren) mit einer Verlegetiefe von ca. 2-6m, bei der die 
einzelnen zu verlegenden Kabel zueinander einen Abstand von 2m aufweisen wer-
den. 

(4) Maßnahmen, bei denen Arbeiten am oder auf dem Grundbesitz durch die Nutzerin 
erforderlich werden, sind dem Eigentümer im Regelfall mindestens vier Wochen vorab 
anzukündigen und hinsichtlich des konkreten Durchführungszeitpunkts zwischen den 
Parteien abzustimmen, es sei denn es besteht Gefahr im Verzug oder die Maßnah-
men sind aus sonstigen Gründen dringend erforderlich (im Folgenden „dringende 
Maßnahmen“). Die Nutzerin wird dem Eigentümer über die Durchführung dringender 
Maßnahmen nach Möglichkeit vorab, andernfalls unverzüglich in Kenntnis setzen. 

(5) Der Verlauf der Anschlussleitungen ist noch Gegenstand der Planung. Die Anschluss-
leitungen werden in dem in Anlage 1 markierten Bereich geplant, soweit die Flurstü-
cke nach § 1 Abs. 1 betroffen sind. Die Nutzerin bleibt allerdings berechtigt, die Pla-
nung zu überarbeiten. Nach vollständiger Errichtung der Batteriespeicher-Anlage wird 
Anlage 1 an die tatsächlichen Gegebenheiten angepasst und durch schriftlichen 
Nachtrag zum Vertragsbestandteil gemacht. 

(6) Die genutzten Flächen stehen dem Eigentümer weiterhin als öffentlicher Weg im Rah-
men der Beschränkungen aus diesem Vertrag zur Verfügung. 

(7) Der Eigentümer erlaubt der Nutzerin, Baugrunduntersuchungen und Vermessungen 
auf dem gesamten Grundbesitz durchzuführen. 

 

§ 3 Eigentumslage 

(1) Der gesamte Grundbesitz verbleibt im Eigentum des Eigentümers. Alle mit dem Ei-
gentum im Zusammenhang stehenden öffentlichen Abgaben und Lasten trägt weiter-
hin der Eigentümer. 

(2) Zwischen den Parteien besteht Einigkeit darüber, dass die auf dem Grundbesitz zu 
errichtenden Anschlussleitungen nicht in das Eigentum des Eigentümers übergehen, 
da die Nutzerin diese nur zu einem vorübergehenden Zweck, d.h. zeitlich befristet 
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und/oder in Ausübung eines Rechts am Grundstück in Form der beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit für die Nutzerin im Sinne des § 95 Abs. 1 BGB als Schein-
bestandteil auf den Grundbesitz und die darauf befindlichen Gebäude einbringt und 
nur für die Vertragsdauer dort belässt. 

(3) Es ist dem Eigentümer bekannt, dass die auf dem Grundbesitz zu verlegenden An-
schlussleitungen einer der Batteriespeicher-Anlage samt Nebeneinrichtungen finan-
zierenden Bank zur Sicherung übereignet werden. Der Eigentümer verzichtet im Ver-
hältnis zur finanzierenden Bank auf Vermieterpfandrechte an den Anschlussleitun-
gen. 

 

§ 4 Pflichten des Eigentümers 

(1) Der Eigentümer verpflichtet sich, alles zu unterlassen, was zu einer nachweisbaren 
Beeinträchtigung oder Gefährdung der auf dem Grundbesitz errichteten Anschluss-
leitungen führen könnten. Auf einem Schutzstreifen von 5 m beiderseits der Außen-
ränder der Anschlussleitungen verpflichtet sich der Eigentümer, Maßnahmen und Ein-
wirkungen, die das Nutzungsrecht beeinträchtigen, beschränken oder verhindern (im 
Folgenden „beeinträchtigende Maßnahme“) zu unterlassen. 

(2) Als beeinträchtigende Maßnahme gilt innerhalb des unter § 4 Abs. (1) definierten 
Schutzstreifens insbesondere 

a) die Bebauung oder die Errichtung von Bauwerken und 

b) die Durchführung von Erdarbeiten in einer Tiefe von mehr als 0,5 m. 

 

Die Nutzerin wird ihre Zustimmung zu Maßnahmen und Einwirkungen des Eigentü-
mers erteilen, wenn das Nutzungsrecht nach § 2 nur unerheblich beeinträchtigt wird 
und keine sonstigen wichtigen Gründe entgegenstehen. 

(3) Als beeinträchtigende Maßnahme gilt auch die Verpachtung oder sonstige Besitzein-
räumung der Fläche des Verlaufs der Anschlussleitungen, soweit diese dem Pächter 
oder sonstigen Nutzungsberechtigten Rechte einräumt, die beeinträchtigende Maß-
nahmen im Sinne von § 4 Abs. (2) gestatten. Der Eigentümer wird der Vornahme 
beeinträchtigender Maßnahmen durch Dritte nicht zustimmen, deren Beseitigung von 
Dritten verlangen und hierzu im Bedarfsfall auf eigene Kosten erfolgsversprechende 
rechtliche Schritte ergreifen. 

(4) Der Eigentümer verpflichtet sich, alle Mitwirkungshandlungen vorzunehmen und Er-
klärungen abzugeben, damit die Nutzerin das Nutzungsrecht bestimmungsgemäß 
ausüben kann. 

(5) Der Eigentümer verpflichtet sich, die Nutzerin so frühzeitig wie möglich über Vorhaben 
und Maßnahmen zu informieren, die Einfluss auf das Nutzungsrecht haben können. 

(6) Der Eigentümer verpflichtet sich, dass er gegenüber der Nutzerin auf die Geltendma-
chung sämtlicher Rechte und Ansprüche verzichtet, die das Nutzungsrecht ganz oder 
teilweise verhindern, beeinträchtigen oder einschränken. 

(7) Etwaige Genehmigungen und sonstigen Bescheinigungen zur Verlegung, zur Errich-
tung, zum Betrieb, zur Wartung und zum Rückbau der Anschlussleitungen werden 
von der Nutzerin auf eigene Kosten eingeholt. Sind im Rahmen der
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Genehmigungsverfahrens Erklärungen oder Zustimmungen des Eigentümers erfor-
derlich, wird der Eigentümer diese abgeben. Die hierfür entstehenden Kosten trägt 
die Nutzerin. Liegen sämtliche, für die Errichtung der Anschlussleitungen erforderli-
che Genehmigung und sonstige Bescheinigungen vor, werden sich die Parteien über 
den Bauzeitplan hinsichtlich der Errichtung der Anschlussleitungen abstimmen. 

 

§ 5 Pflichten der Nutzerin 

(1) Die Nutzerin zeigt dem Eigentümer den Beginn der Baumaßnahmen auf dem Grund-
besitz sowie den Baubeginn der Batteriespeicher-Anlage mit einem Vorlauf von 4 Wo-
chen schriftlich oder in Textform an. Die Nutzerin fertigt auf ihre Kosten eine Be-
standsaufnahme vor Beginn der Baumaßnahmen und eine weitere Bestandsauf-
nahme nach vollständigem Abschluss der Baumaßnahmen an. 

(2) Die Nutzerin betreibt die Anschlussleitungen auf eigene Rechnung, trägt das wirt-
schaftliche Risiko des Betriebs und übt die tatsächliche Sachherrschaft über die An-
schlussleitungen aus. Soweit notwendige Maßnahmen nur von dem Eigentümer oder 
unter der Mitwirkung des Eigentümers erfolgen können, führt dies zu keiner Zeit zu 
einer (teilweisen) Verlagerung der Verkehrssicherungspflicht. Die Nutzerin wird alle 
notwendigen Instandhaltungsmaßnahmen und Wartungsarbeiten an den Anschluss-
leitungen auf eigene Kosten selbst oder durch qualifizierte Dritte durchführen. Die 
Nutzerin wird die Interessen des Eigentümers bei allen Bau-, Verlegungs- und War-
tungs- bzw. Reparaturarbeiten auf dem Grundbesitz berücksichtigen und die sonstige 
Nutzung des Grundbesitzes möglichst wenig beeinträchtigen. 

(3) Die Nutzerin trägt Sorge für die Anwendung der zum Zeitpunkt der Errichtung beste-
henden anerkannten Regeln der Technik für die Errichtung und den Betrieb der An-
schlussleitungen. Die Nutzerin wird insbesondere Rücksicht auf die Landwirtschaft neh-
men und insoweit über absehbare Einschränkungen informieren. 

(4) Die aus diesem Vertrag und seiner Durchführung entstehenden Kosten trägt die Nut-
zerin. Kosten für ihre Rechtsberatung trägt jede Partei selbst. 

 

§ 6 Verkehrssicherungspflicht 

(1) Die Nutzerin trägt alle im Zusammenhang mit der Errichtung, dem Betrieb, der War-
tung, der Reparatur sowie dem Rückbau der Anschlussleitungen anfallenden Ver-
kehrssicherungspflichten. 

(2) Die Nutzerin verpflichtet sich, im Zuge der Nutzung verrückte oder beschädigte 
Grenzsteine auf eigene Kosten in einen ordnungsgemäßen Zustand zurückzuverset-
zen und verursachte Flur- und Kulturschäden zu beheben. 

 

§ 7 Vergütung 

(1) Der Eigentümer erhält für die Einräumung der Nutzungsrechte eine einmalige Vergü-
tung in Höhe in Höhe von 20,00 Euro (netto) je laufendem Meter Kabel, mindestens 
jedoch 5.000,00 Euro (netto). Die Kabellänge beträgt ca. 1.500 lfm. 

(2) Das Nutzungsentgelt ist 4 Wochen nach Baubeginn der Batteriespeicher-Anlage fäl-
lig. Die Fälligkeit tritt jedoch nicht vor formgerechter Erklärung aller nach diesem Ver-
trag vom Eigentümer abzugebenden Zustimmungen und Bewilligungen ein. 
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(3) Mit der Zahlung der Vergütung sind alle Nebenkosten abgegolten. Der Eigentümer 
trägt alle laufenden Abgaben, Lasten, Steuern oder ähnliche Aufwendungen, die im 
Zusammenhang mit dem Grundstück stehen („öffentliche Lasten“). 

(4) Die Parteien gehen davon aus, dass es sich bei den Leistungen des Eigentümers aus 
diesem Vertrag um nicht umsatzsteuerpflichtige Leistungen handelt. Sollte sich auf-
grund einer Änderung der Rechtsprechung oder Gesetzgebung oder der Einordnung 
durch die zuständige Finanzbehörde ergeben, dass die Leistungen umsatzsteuer-
pflichtig sind, handelt es sich bei dem entsprechend der vorherigen Absätze zu zah-
lenden Entgelt um einen Nettobetrag. Die Umsatzsteuer ist in diesem Fall zuzüglich 
zu zahlen. 

(5) Die Zahlung ist auf folgendes Konto des Eigentümers zu leisten: 

Bank: Sparkasse Nienburg 

BIC: BIC NOLADE21NIB 

IBAN: DE52 2565 0106 0012 0000 63 

Kontoinhaber: Samtgemeinde Grafschaft Hoya 

(6) Eine Änderung der Bankverbindung teilt der Eigentümer der Nutzerin rechtzeitig 
schriftlich mit. 

 

§ 8 Vertragslaufzeit 

(1) Der Vertrag wird mit Unterzeichnung durch beide Parteien wirksam. Der Vertrag hat 
eine feste Laufzeit von 30 vollen Jahren gerechnet ab dem Datum der ersten Erdar-
beiten. 

(2) Der Nutzerin wird eine Option auf Verlängerung des Nutzungsverhältnisses um zwei-
mal je 5 Jahre (d.h. um insgesamt maximal 10 Jahre) eingeräumt, die spätestens 
sechs Monate vor Ablauf der Festlaufzeit nach Absatz 1, bzw. bei zweiter Verlänge-
rungsoption nach Ablauf der Festlaufzeit zzgl. erster Verlängerungsoption, durch ein-
geschriebenen Brief zu erklären ist. Für die Einhaltung der Frist ist der Zeitpunkt des 
Eingangs der Erklärung beim Eigentümer maßgebend. 

 

§ 9 Rücktritt, Kündigung 

(1) Beide Vertragsparteien haben das Recht, von diesem Vertrag zurückzutreten, wenn 
innerhalb von 5 Jahren ab Vertragsschluss nicht mit Bau der Batteriespeicher-Anlage 
begonnen worden ist. 

(2) Ein Rücktritt des Eigentümers nach Abs. (1) wird von Anfang an unwirksam, wenn die 
Nutzerin innerhalb von 4 Wochen ab Zugang der Rücktrittserklärung eine Abwen-
dungszahlung in Höhe von 5.000,00 Euro (netto) leistet. In diesem Fall verlängert sich 
die Frist nach Abs. (1) um 12 Monate ab dem Zeitpunkt des Eintritts des Rücktritts-
rechts. Diese Abwendungsbefugnis kann die Nutzerin drei Mal ausüben. 

(3) Die Nutzerin kann diesen Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn 

a) sich im Zuge der Planung ergibt, dass der Grundbesitz von der Nutzerin nicht im 
vertraglich vorgesehenen Umfang genutzt werden kann oder benötigt wird; 

b) die auf dem Grundstück errichteten Anschlussleitungen zurückgebaut bzw. 
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entfernt worden sind und der ursprüngliche Grundstückszustand wieder hergestellt 
worden ist. 

(4) Die ordentliche Kündigung dieses Vertrages ist während der Vertragsdauer gemäß 

§ 8 ausgeschlossen. Die Parteien sind jedoch berechtigt, diesen Vertrag außeror-
dentlich zu kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt vor, 
wenn der kündigenden Vertragspartei unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalles, insbesondere eines (Mit-)Verschuldens der Vertragspartei und unter Ab-
wägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis 
zum Ablauf der Kündigungsfrist oder bis zur sonstigen Beendigung des Vertragsver-
hältnisses nicht zugemutet werden kann. 

(5) Rücktritt und Kündigung sowie etwaige Mahnungen und Kündigungsandrohungen 
sind schriftlich zu erklären. 

 

§ 10 Folgepflicht und Folgekosten 

(1) Die Nutzerin führt Änderungen oder Sicherungen der Anschlussleitung, die für den 
Eigentümer wegen einer Verlegung, Verbreiterung oder sonstigen Änderung der 
Straße oder wegen einer Unterhaltungsmaßnahme zwingend erforderlich und verhält-
nismäßig sind, nach schriftlicher Aufforderung durch den Eigentümer schnellst-mög-
lich unter Berücksichtigung der betrieblichen Interessen der Nutzerin durch, damit 
Straßenbaumaßnahmen nicht behindert werden (Folgepflicht). Dies gilt auch, wenn 
die Änderung oder Sicherung der Anschlussleitung ausschließlich durch den Neubau 
einer anderen Straße oder durch die Änderung oder Unterhaltung einer kreuzenden 
Straße veranlasst wird. 

(2) Die Nutzerin trägt die Kosten dieser Änderungen oder Sicherungen der Anschlusslei-
tung (Folgekosten). Der Eigentümer trägt jedoch die Kosten, wenn und soweit 

a) bei einer kreuzenden Leitung durch Verlegung der Straße eine zusätzliche 
Kreuzung entsteht, 

b) die Änderung oder Sicherung der Anschlussleitung ausschließlich durch den 
Neubau einer anderen Straße veranlasst wird oder 

c) die Anschlussleitungen der Nutzerin, die außerhalb der jeweiligen bisherigen 
Straßengrundstücke liegen, wegen einer Verbreiterung der Straße geändert o-
der gesichert werden und die Änderung oder Sicherung nicht Folge einer Ni-
veauänderung der Straße innerhalb des bisherigen Straßengrundstücks ist. 

(3) Kostenerstattungsansprüche gegen Dritte bleiben unberührt. Wertverbesserungen 
werden ausgeglichen. 

(4) Werden durch die Verlegung oder Verbreiterung der Straße weitere Teile der An-
schlussleitung von der Straße gekreuzt, gilt der Vertrag auch für diese Teile der An-
schlussleitung. 

 

§ 11 Wiederherstellung des Grundstücks 

Die Nutzerin ist verpflichtet, innerhalb von 12 Monaten nach der endgültigen Beendi-
gung des Vertrags (z.B. durch Zeitablauf, Kündigung, Rücktritt usw.) die Anschluss-
leitungen zu entfernen und einen Zustand der Gestattungsfläche herzustellen, der die 
ursprüngliche Verwendung des Grundbesitzes wieder ermöglicht. Die Anschlusslei-
tungen verbleiben jedoch auf dem Grundbesitz, wenn der Eigentümer dies 
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ausdrücklich verlangt. 

§ 12 Übertragung und Rechtsnachfolge 

(1) Die Nutzerin hat das Recht, diesen Vertrag als Ganzes mit all den sich hieraus erge-
benden Rechten und Pflichten auf einen oder mehrere Dritte zu übertragen, einzelne 
Rechte und Pflichten aus dem Vertrag an Dritte abzutreten oder mit einem Dritten ein 
Unternutzungsverhältnis zu begründen. Ein solcher Vorgang ist dem Eigentümer 
schriftlich anzuzeigen. Der Eigentümer stimmt einer solchen Übertragung bereits mit 
Vertragsunterzeichnung zu. Der Eigentümer darf seine Zustimmung jedoch innerhalb 
von 2 Wochen nach Zugang der schriftlichen Anzeige der Übertragung bei ihm aus 
wichtigem Grund widerrufen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn 
aufgrund objektiver Tatsachen Zweifel an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des 
Dritten bestehen, die befürchten lassen, dass der Dritte die auf ihn übertragenen 
Pflichten nicht erfüllen wird. Nach Ablauf von 2 Wochen erlischt dieses Widerrufs-
recht. 

(2) Der Eigentümer ist zur Übertragung dieses Vertrages auf einen Dritten mit allen Rech-
ten und Pflichten berechtigt, wenn er das Eigentum an dem Grundbesitz ebenfalls auf 
diesen Dritten überträgt. Sind gemäß § 1 Abs. (1) mehrere Flurstücke Gegenstand 
dieses Vertrages, ist der Eigentümer berechtigt, im Fall der Veräußerung eines ein-
zelnen Flurstückes diesen Vertrag auch nur in Bezug auf das betreffende Flurstück 
auf den jeweiligen Erwerber zu übertragen. Der Eigentümer verpflichtet sich für den 
Fall, dass er ein in § 1 Abs. (1) genanntes Flurstück veräußert, in den Kaufvertrag 
folgende Klausel aufzunehmen: 

„Dem Käufer ist der am  geschlossene Gestattungsvertrag für das Ver-

legen von Anschlussleitungen nebst eventueller Übertragungen auf Dritte inhaltlich 
bekannt. Der Käufer tritt in alle Verpflichtungen, die sich aus diesem Vertrag und den 
diesbezüglich eventuell eingetragenen beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten 
nebst Vormerkungen den jeweiligen Berechtigten gegenüber ergeben, unwiderruflich 
ein und übernimmt diese Verpflichtungen als eigene Verpflichtungen. Der Käufer ver-
pflichtet sich darüber hinaus, bei einem etwaigen Weiterverkauf seinerseits, seinen 
zukünftigen Käufern die gleichen Verpflichtungen aufzuerlegen.“ 

Es ist das Datum der Unterzeichnung dieses Vertrages einzusetzen. Kommt der Ei-
gentümer dieser Verpflichtung nicht nach, übernimmt er hiermit ausdrücklich die Haf-
tung für daraus entstehende Schäden dem jeweils Berechtigten gegenüber. 

(3) Für den Fall, dass der Eigentümer den Grundbesitz oder einen Teil des Grundbesit-
zes vor Ablauf der Vertragslaufzeit an einen Erwerber veräußern will, der keine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts ist, verpflichtet sich der Eigentümer, vor der Veräu-
ßerung eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit zur Sicherung der Rechte der Nut-
zerin aus diesem Vertrag in das Grundbuch eintragen zu lassen. Die Eintragung der 
beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zugunsten der Nutzerin hat zulasten des je-
weiligen Grundstücks ohne wertmindernde bzw. die Ausübbarkeit der Dienstbarkeit 
behindernde Vorlasten in Abteilung II und ohne Vorlasten in Abteilung III zu erfolgen. 
Der Eigentümer hat der Nutzerin eine geplante Veräußerung des Grundbesitzes 
rechtzeitig, spätestens aber einen Monat vor dem Termin zur Beurkundung der Ver-
äußerung des Grundbesitzes anzuzeigen. Bei Beendigung dieses Vertrags ist die 
Nutzerin verpflichtet, die Dienstbarkeit unverzüglich löschen zu lassen. Falls dieser 
Vertrag aufgrund eines Sonderkündigungsrechtes gem. § 57a ZVG oder § 111 InsO 
endet (wenn also der Grundbesitz von einem Insolvenzverwalter oder im Rahmen
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einer Zwangsversteigerung verwertet wird und der Erwerber ein ihm zustehendes 
Sonderkündigungsrecht ausübt), ist die Nutzerin abweichend hiervon nicht zur Ent-
fernung der Anschlussleitungen oder zur Löschung von Grundbucheintragungen ver-
pflichtet. Dies gilt entsprechend für den Fall, dass dieser Vertrag aufgrund einer or-
dentlichen Kündigung durch die Eigentümerin aufgrund eines Formverstoßes vorzei-
tig endet. In diesen Fällen ist die Nutzerin berechtigt, die mit diesem Vertrag einge-
räumten Nutzungsrechte an dem Grundbesitz auf der Grundlage der eingetragenen 
beschränkten persönlichen Dienstbarkeit auszuüben. Die Kosten für die Eintragung 
und Löschung der Dienstbarkeit trägt die Nutzerin. 

(4) Der Eigentümer hat die Nutzerin von einer Veräußerung oder drohenden Zwangsver-
steigerung eines in § 1 Abs. (1) genannten Grundstücks unverzüglich zu unterrichten. 

 

§ 13 Eintrittsrechte und Regelungen zugunsten der finanzierenden Bank 

(1) Für den Fall, dass die Verwertung der Batteriespeicher-Anlage sowie der erforderli-
chen Nebeneinrichtungen als Sicherungsgut erforderlich werden sollte oder die Nut-
zerin die Batteriespeicher-Anlage samt Nebeneinrichtungen aus anderen Gründen 
nicht weiter betreibt und ein Dritter oder die finanzierende Bank an ihre Stelle tritt, 
willigt der Eigentümer in den Eintritt des Dritten oder der finanzierenden Bank in die-
sen Vertrag mit allen Rechten und Pflichten bereits jetzt unwiderruflich ein. Dies gilt 
jedoch nur, wenn der Dritte als künftiger Betreiber der Batteriespeicher-Anlage sämt-
liche Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag vollständig übernimmt und hiermit 
keine Verringerung der Sicherheiten des Eigentümers einhergehen. Der Eintritt des 
Dritten wird wirksam, wenn der schriftlich hierüber abgeschlossene Vertrag dem Ei-
gentümer schriftlich angezeigt worden ist. 

(2) Die Nutzerin bevollmächtigt hiermit unwiderruflich die finanzierende Bank, einen Ein-
trittsvertrag mit einem eventuellen Erwerber des Sicherungsgutes zu schließen. Die 
Übertragung auf den Dritten ist dem Eigentümer schriftlich anzuzeigen. 

(3) Ein von der Nutzerin und dem Eigentümer mit einem Dritten geschlossener Vertrag 
zwecks Übertragung des bestehenden Vertrages bedarf bei noch laufender Finanzie-
rung der Batteriespeicher-Anlage zur Wirksamkeit der Zustimmung der finanzieren-
den Bank. Die finanzierende Bank ist im Falle der Verwertung der Batteriespeicher-
Anlage berechtigt, selbst an die Stelle der Nutzerin zu treten. Ihr Eintritt wird wirksam, 
wenn sie eine entsprechende schriftliche Erklärung dem Eigentümer zugehen lässt, 
in der sie auch die Übernahme der Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag anzeigt. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, keine das Sicherungsinteresse der finanzie-
renden Bank berührenden Abreden in diesem Vertrag ohne Zustimmung der finan-
zierenden Bank aufzuheben, zu ändern oder zu ergänzen. Ferner verpflichten sich 
die Vertragsparteien, die ggf. grundbuchlich für die Nutzerin einzutragende bzw. ein-
getragene beschränkte persönliche Dienstbarkeit nicht ohne Zustimmung der finan-
zierenden Bank zu ändern oder löschen zu lassen. 

(5) Die Nutzerin wird dem Eigentümer Name und Geschäftsanschrift der finanzierenden 
Bank mitteilen, sobald diese feststeht und eine Finanzierungszusage erfolgt ist. Fer-
ner wird er den Eigentümer schriftlich informieren, wenn die Kredite zur Finanzierung 
der Batteriespeicher-Anlage vollständig zurückgeführt worden sind. 
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§ 14 Haftung 

(1) Die Parteien haften – unabhängig vom Rechtsgrund – für Schäden nur in den nach-
folgenden Grenzen: 

a) Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der jeweiligen Partei, ihrer gesetzlichen 
Vertreter, eines Mitarbeiters oder sonstigen Erfüllungsgehilfen unbegrenzt; 

b) Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten durch die jeweilige 
Partei, seines gesetzlichen Vertreters oder sonstigen Erfüllungsgehilfen ohne Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit begrenzt auf die bei Vertragsschluss vorhersehba-
ren und vertragstypischen Schäden. Wesentliche Vertragspflichten sind solche, 
deren Erfüllung den Vertrag prägen und auf die die andere Partei vertrauen darf. 

(2) Darüber hinaus ist eine Haftung der Parteien ausgeschlossen, soweit nicht zwingende 
Rechtsvorschriften entgegenstehen. Die Haftungsbegrenzung nach § 14 Abs. (1) gilt 
nicht für Schäden an Körper, Leben und Gesundheit oder Schäden nach dem Pro-
dukthaftungsgesetz. 

(3) Die Ersatzpflicht der Nutzerin nach dem Haftpflichtgesetz wegen Sachschäden ist ge-
genüber einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, einem öffentlich-rechtli-
chen Sondervermögen oder einem Kaufmann ausgeschlossen. 

 

§ 15 Vertraulichkeit 

(1) Die Parteien verpflichten sich, den Inhalt dieses Vertrages sowie die bei Durchführung 
dieses Vertrags mitgeteilten bzw. übergebenen und/oder auf sonstige Weise erlang-
ten Informationen, Geschäftsgeheimnisse und Daten streng vertraulich zu behandeln, 
insbesondere weder ganz noch teilweise Dritten zugänglich zu machen. Ausgenom-
men sind solche Maßnahmen, die im vertraglichen Zweck liegen. 

(2) Ausgenommen von der Verpflichtung zur vertraulichen Behandlung sind solche ver-
traulichen Informationen, die 

a) einer Partei bereits vor dem Abschluss dieses Vertrags bekannt waren oder 

b) offenkundig sind, mit Ausnahme derjenigen Tatsachen, die infolge eines schuld-
haften Verstoßes gegen die in diesem Vertrag enthaltenen Verpflichtungen offen-
kundig geworden sind, oder 

c) ausdrücklich als nicht geheimhaltungsbedürftig zugänglich gemacht werden oder 

d) aufgrund gerichtlicher oder hoheitlicher Anordnung offenzulegen sind. 

(3) Die Parteien werden die vertraulichen Informationen nur denjenigen Mitarbeitern, 
Konzerngesellschaften oder unabhängigen Beratern zugänglich machen, die mit der 
Durchführung des Vertrags befasst sind und daher diese Informationen benötigen. 
Die Parteien stellen jeweils sicher, dass diese Personen ebenfalls zur Geheimhaltung 
der an sie weitergeleiteten vertraulichen Informationen verpflichtet sind, soweit sie 
nicht wie beispielsweise Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer auf-
grund berufsrechtlicher Vorschriften einer Verschwiegenheitspflicht unterliegen. 

(4) Diese Geheimhaltungsverpflichtung wirkt auch 12 Monate nach Beendigung dieses 
Vertrages noch fort. 

(5) Dieser § 15 gilt nicht, soweit eine Behandlung dieses Vertrages im öffentlichen Teil 
der Sitzung des Rates der Gemeinde Hilgermissen erforderlich ist. 
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§ 16 Abschließende Bestimmungen 

(1) Alle etwaigen vorvertraglichen mündlichen oder schriftlichen Vereinbarungen zwischen 
den Parteien über die Nutzung des Grundbesitzes treten mit Abschluss dieses Vertra-
ges außer Kraft. Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. 

(2) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt 
auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden oder 
sollte dieser Vertrag Lücken enthalten, so bleibt der Vertrag als Ganzes wirksam. Die 
Parteien verpflichten sich, eine der unwirksamen oder undurchführbaren oder fehlenden 
Bestimmung dem Sinn und der wirtschaftlichen Bedeutung nach und den Intentionen 
der Vertragsparteien, wie sie sich aus der Gesamtheit der Bestimmungen dieses Ver-
trages ergeben, möglichst nahekommende, andere Bestimmung zu vereinbaren. 

(4) Gerichtsstand ist der Ort des Grundstücks. 

 

§ 17 Vertragsbestandteile 

Die folgenden Anlagen zu diesem Vertrag sind wesentlicher Teil, bilden mit diesem einen 
einheitlichen Vertrag und sind untrennbar miteinander verbunden: 

• Anlage 1: Lageplan 

• Anlage 2: Einverständniserklärung 

• Anlage 3: Vollmacht zur Einholung eines Grundbuchauszugs 
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Ort, Datum Eigentümer 

Gemeinde Hilgermissen 

vertreten durch Gemeindedirektor Detlef 
Meyer 

 
 
 

Ort, Datum Nutzerin    
 Harmony Energy BESS 10 GmbH 

vertreten durch Geschäftsführer Tobias 
Kriete 

 
 

 
 
 
 

Ort, Datum Nutzerin    
 Harmony Energy BESS 10 GmbH 

vertreten durch Geschäftsführer Stefan 
Tait 
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Anlage 1: Lageplan 
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Anlage 2: Einverständniserklärung 
 

 
Frau/Herr/Firma:   
Straße:  
PLZ, Ort:  
Telefon:   

 
ist Pächter des folgenden Grundstücks/der folgenden Grundstücke (nachfolgend „Grundbe-
sitz“ genannt): 
 

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück 

Hilgermissen Ubbendorf 2 12 

Hilgermissen Ubbendorf 2 15 

Hilgermissen Ubbendorf 2 17 

Hilgermissen Ubbendorf 2 42 

 

 
Der Pächter hat von dem Gestattungsvertrag zur Verlegung von Anschlussleitungen für Bat-
teriespeicher-Anlagen (auf einer Teilfläche) des Grundbesitzes Kenntnis genommen und er-
klärt hiermit unwiderruflich, dass er gegen die Inanspruchnahme keine Einwendungen ge-
genüber dem Verpächter oder dem jeweiligen Betreiber der Batteriespeicher-Anlage(n) er-
hebt und erheben wird, sich einverstanden erklärt und sich verpflichtet, durch die landwirt-
schaftliche Nutzung die o.g. Nutzung nicht zu gefährden. 
 
 
 
 

 

Ort, Datum Pächter 
 
 
 
 
 

 

Alternativ: 

Der Eigentümer erklärt, dass der Grundbesitz nicht verpachtet ist. 
 
 

 

Ort, Datum Eigentümer 
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Anlage 3: Vollmacht zur Einholung eines Grundbuchauszugs 

 

 
Hiermit erteile ich/wir 

 

 
Frau/Herr/Firma: Gemeinde Hilgermissen, vertreten durch Gemeindedirektor 

Detlef Meyer 

Straße: Schloßplatz 2 

PLZ, Ort: 27318 Hoya/Weser 
 

 
der Harmony Energy BESS 10 GmbH Vollmacht zur Einholung eines beglaubigten Grund-
buchauszugs über folgende in meinem/unserem Eigentum befindliche Grundstücke: 

 

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück 

Hilgermissen Ubbendorf 2 12 

Hilgermissen Ubbendorf 2 15 

Hilgermissen Ubbendorf 2 17 

Hilgermissen Ubbendorf 2 42 

 

 
Es besteht das Recht, Untervollmacht zu erteilen. 

 
 
 
 

 

Ort, Datum  Gemeinde Hilgermissen, vertreten durch: 
Gemeindedirektor Detlef Meyer 
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Gemeinde Hilgermissen 
 
Beschlussvorlage 
öffentlich 

03/X/133 
 

 
Errichtung und Betrieb einer Batteriespeicheranlage durch die Fa. 
Harmony Energy 
Hier: Inanspruchnahme gemeindeeigener Grundstücke für die 
Zuwegung 

Organisationseinheit: 

FT Tiefbau 
Datum 

17.03.2026 
Sachbearbeitung: 

Nadine Wiebking 
Aktenzeichen 

66 03 66 18 70 03 

 
Geplante Beratungsfolge Termine Ö / N 

Verwaltungsausschuss Hilgermissen  N 
Rat Hilgermissen  Ö 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Inanspruchnahme gemeindeeigener Grundstücke für die Zuwegung, sowie dem 
Abschluss des vorliegenden Vertrages für die Errichtung der Batteriespeicheranlage der 
Firma Harmony Energy wird zugestimmt. 
Soweit Ausbaumaßnahmen anstehen, sind diese vorab abzustimmen.  
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Einmalige Entschädigung für die Nutzung gemeindlicher Straßengrundstücke als Zuwegung 
in Höhe von 58.000,00 €.  
 
Sachverhalt: 
1. Die Firma Harmony Energy beabsichtigt die Errichtung einer Batteriespeicheranlage in der 
Gemarkung Hilgermissen, nordöstlich des Tennet-Umspannwerks in Mehringen, 
einschließlich aller erforderlicher Anschlussleitungen, Zufahrten und Nebenanlagen.  
  
2. Es wurde von Harmony Energy eine Vertragsentwurf für die Nutzung gemeindlicher 
Grundstücke als Zuwegung vorgelegt, der die von der Errichtung und dem Betrieb des 
Batteriespeichers betroffenen Belange (Nutzung öffentlicher Grundstücke für die 
Erschließung) regeln soll. 
 
Auf folgende Punkte des Vertrages wird insbesondere hingewiesen: 
 
§ 2 Nutzungsrechte der Nutzerin; Übernahme von Baulasten 
Dem Betreiber soll das das Anlegen, Nutzen, Erweitern und Unterhalten von Zufahrten in 
Form von Schotterwegen auf den Gemeindegrundstücken (Straßengrundstücke) gestattet 
werden. Die Zuwegungen sollen eine Breite von ca. 5 m haben, so dass sie für den 
Schwerlastverkehr geeignet sind. Insofern sind ggf. Ausbaumaßnahmen wie eine 
Verbreiterung in Schotterbauweise geplant. Der Verlauf der Zufahrtswege ist auf dem 
beigefügten Lageplan (Anlage 2 zum Vertrag) dargestellt. Details des Ausbaus sind vorab 
abzustimmen. 
 
§ 5 Pflichten der Nutzerin 
Der Betreiber fertigt auf seine Kosten eine Bestandsaufnahme vor Beginn und nach 
Beendigung der Baumaßnahmen an.  
Auf die Landwirtschaft wird Rücksicht genommen und die betroffenen 
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Grundstückseigentümer werden durch den Betreiber über absehbare Einschränkungen 
informiert.  
 
§7 Vergütung 
Für die Nutzung der gemeindlichen Straßengrundstücken bietet der Betreiber eine einmalige 
Zahlung in Höhe von 20,00 € je laufenden Meter genutztes Straßengrundstück. Das ergibt 
bei einer angenommenen Länge von 2.900 lfd.m eine Entschädigungssumme von 58.000,00 
€. 
 
Die neu eingeführten §§ 11 a und b Energieeinspeisegesetz (EEG) beinhalten keine 
Vorgaben (Duldungspflicht, Entschädigungsregelung) für die Straßennutzung im Rahmen 
des Baus und des Betriebes von Speicheranlagen. Insofern besteht hier Vertragsfreiheit. 
  
Im vorliegenden Fall sollen sowohl für den öffentlichen Verkehr gewidmete, als auch nicht 
gewidmete Straßen/Wege genutzt werden. Im Vergleich dazu wurde von dem 
Batteriespeicher-Betreiber, mit dem zuletzt ein Vertrag für die Erschließung seines Speichers 
geschlossen wurde, keine finanzielle Regelung zur Straßennutzung angeboten. Hier waren 
nur öffentlich gewidmete Straßen betroffen. 
 
§ 8 Vertragslaufzeit 
Der Vertrag hat eine Laufzeit von 30 Jahren und kann um zweimal 5 Jahre verlängert 
werden.  
 
§10 Wiederherstellung des Grundstücks 
Falls es die Gemeinde wünscht, verbleiben die geschaffenen Anlagen (z.B. 
Wegeverbreiterungen) auf den Straßengrundstücken. Andernfalls ist der Betreiber zum 
Rückbau und zur Wiederherstellung des Grundstücks innerhalb von 6 Monaten nach 
Beendigung des Vertrags verpflichtet.  
 
 
Anlagen: 

1 Gestattungsvertrag Zuwegung öffentlich 
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Gestattungsvertrag Zuwegung Hilgermissen 

 

 
      Gestattungsvertrag   

für die Nutzung von Zuwegungen 

für den Betrieb einer Batteriespeicher-Anlage 

am Standort: Gemarkung Hilgermissen 

zwischen 
 

 
der  

Gemeinde Hilgermissen 
Schloßplatz 2, 27318 Hoya/Weser 
vertreten durch den Gemeindedirektor Detlef Meyer 
 
 

 
als 
Alleineigentümer 

 
– nachfolgend „Eigentümer“ genannt – 

 

 
und 

 

Harmony Energy BESS 10 GmbH 

Oberanger 44 

80331 München 
vertreten durch die Geschäftsführer Tobias Kriete und Stefan Tait 

 

– nachfolgend „Nutzerin“ genannt – 

– Eigentümer und Nutzerin nachfolgend zusammen „Parteien“ genannt – 
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Vorbemerkung 

Die Nutzerin beabsichtigt die Errichtung einer Batteriespeicher-Anlage (nachfolgend „Bat-
teriespeicher-Anlage“ genannt) einschließlich erforderlicher Zufahrten, Anschlussleitun-
gen und Nebenanlagen in der Gemeinde Hilgermissen, Landkreis Nienburg (Weser), Nie-
dersachsen. 

Der Eigentümer gestattet der Nutzerin zu diesem Zweck die Nutzung des vertragsgegen-
ständlichen Grundbesitzes im Rahmen der folgenden Bestimmungen. 

 
§ 1 Vertragsgegenstand 

(1) Dem Eigentümer gehören folgende Flurstücke (nachfolgend zusammenfassend 
„Grundbesitz“ genannt): 

 

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück 

Hilgermissen Hilgermissen 3 25 

Hilgermissen Hilgermissen 3 28 

Hilgermissen Ubbendorf 2 12 

Hilgermissen Ubbendorf 2 15 

Hilgermissen Ubbendorf 2 17 

Hilgermissen Ubbendorf 2 42 

 
(2) Die Lage des Grundbesitzes ergibt sich aus dem als Anlage 1 beiliegenden Lageplan. 

(3) Der Eigentümer erklärt, dass er alleiniger Eigentümer des Grundbesitzes ist und dass 
– mit Ausnahme der nachfolgend aufgeführten Pacht- und Nutzungsrechte – keine 
sonstigen Nutzungsrechte zugunsten Dritter (z.B. Kabel- oder Wegerechte) bestehen 
oder vereinbart sind, die der Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag entgegenste-
hen könnten: 

Es sind Leitungsrechte mit Dritten vereinbart, die nach Auskunft des Eigentümers der 
Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag aber nicht entgegenstehen. 

(4) Soweit der Grundbesitz an einen Dritten zur land-/forstwirtschaftlichen Nutzung ver-
pachtet ist, wird der Eigentümer der Nutzerin für jedes verpachtete Grundstück eine 
Erklärung des jeweiligen Pächters gemäß Anlage 2 dieses Vertrages innerhalb einer 
Frist von vier Wochen nach Unterzeichnung dieses Vertrages vorlegen, nach der sich 
der Pächter mit der Verlegung und dem Betrieb der Anlage samt Nebeneinrichtungen 
und Anschlussleitungen einverstanden erklärt. Ist der Grundbesitz nicht verpachtet, 
bestätigt der Eigentümer dies in Anlage 2. 

(5) Der Eigentümer erteilt der Nutzerin eine Vollmacht zur Einholung eines Grundbuch-
auszuges über den Grundbesitz gemäß dem als Anlage 3 beigefügten Muster. 

(6) Der Eigentümer übernimmt keinerlei Gewähr für die Eignung und Nutzbarkeit des 
Grundstückes für die Zwecke der Nutzerin. Er haftet auch nicht für das genaue Flä-
chenmaß, für die Beschaffenheit von Grund und Boden und für die Freiheit von Män-
geln. 
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§ 2 Nutzungsrechte der Nutzerin; Übernahme von Baulasten 

(1) Der Eigentümer gestattet der Nutzerin und den von ihr Beauftragten den Grundbesitz 
zum wie folgt zu nutzen: 

Anlegen, Nutzen, Erweitern und Unterhalten erforderlicher und für den Schwerlast-
verkehr geeigneter befestigter Zufahrten (z.B. Schotterwege) auf dem Grundbesitz 
mit einer Breite von bis zu 5 Metern (nachfolgend „Zuwegungen“ genannt) 

Die Nutzerin hat die Planung mit dem Eigentümer abzustimmen; dieser darf Einwände 
nur aus wichtigem Grund erheben. 

(2)  Die Nutzerin und die von ihr Beauftragten dürfen den Grundbesitz für Arbeiten und 
Maßnahmen zur Vornahme der vorgenannten Nutzungen sowie für die Errichtung und 
den laufenden Betrieb der Batteriespeicher-Anlage einschließlich des Rückbaus je-
derzeit im erforderlichen Umfang betreten und mit schweren Maschinen befahren 
und, soweit erforderlich, vorübergehend Erdaushub und Baumaterial auf dem Grund-
besitz lagern. 

(3)  Der Verlauf der Zuwegungen ergibt sich ebenfalls aus dem als Anlage 1 beigefügten 
Lageplan, soweit die Grundstücke nach § 1 Abs. 1 betroffen sind. Die Nutzerin bleibt 
allerdings berechtigt, die Planung zu überarbeiten. Nach vollständiger Errichtung der 
Batteriespeicher-Anlage wird Anlage 1 im Falle von Änderungen an die tatsächlichen 
Gegebenheiten angepasst und durch schriftlichen Nachtrag zum Vertragsbestandteil 
gemacht. 

(4)  Der Eigentümer verpflichtet sich, für die vertragsgegenständlichen Nutzungen die ent-
sprechende(n) Baulast(en) gegenüber der zuständigen Genehmigungsbehörde zu 
übernehmen. Die Kosten hierfür trägt die Nutzerin. 

(5)  Die genutzten Flächen stehen dem Eigentümer weiterhin als öffentlicher Weg im Rah-
men der Beschränkungen aus diesem Vertrag zur Verfügung. 

 
§ 3 Eigentumslage 

Der gesamte Grundbesitz verbleibt im Eigentum des Eigentümers. Alle mit dem Ei-
gentum im Zusammenhang stehenden öffentlichen Abgaben und Lasten trägt weiter-
hin der Eigentümer. 

 
§ 4 Pflichten des Eigentümers 

(1)  Der Eigentümer verpflichtet sich, alles zu unterlassen, was zu einer nachweisbaren 
Beeinträchtigung oder Gefährdung der Zuwegung führen könnte. 

(2) Als beeinträchtigende Maßnahme gilt auch die Verpachtung oder sonstige Besitzein-
räumung der Fläche des Verlaufs der Zuwegung, soweit diese dem Pächter oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten Rechte einräumt, die beeinträchtigende Maßnah-
men im Sinne dieses Vertrages gestatten. Der Eigentümer wird der Vornahme beein-
trächtigender Maßnahmen durch Dritte nicht zustimmen, deren Beseitigung von Drit-
ten verlangen und hierzu im Bedarfsfall auf eigene Kosten erfolgsversprechende 
rechtliche Schritte ergreifen. 

(3) Der Eigentümer verpflichtet sich, alle Mitwirkungshandlungen vorzunehmen und Er-
klärungen abzugeben, damit die Nutzerin das Nutzungsrecht bestimmungsgemäß 
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ausüben kann. 

(4) Der Eigentümer verpflichtet sich, die Nutzerin so frühzeitig wie möglich über Vorhaben 
und Maßnahmen zu informieren, die Einfluss auf das Nutzungsrecht haben können. 

(5) Der Eigentümer verpflichtet sich, dass er gegenüber der Nutzerin auf die Geltendma-
chung sämtlicher Rechte und Ansprüche verzichtet, die das Nutzungsrecht ganz oder 
teilweise verhindern, beeinträchtigen oder einschränken. 

(6)  Der Eigentümer ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zur Unterhaltung der 
Zuwegung verpflichtet. Der Eigentümer gibt der Nutzerin von einer beabsichtigten Än-
derung der Zuwegung oder vor Baumaßnahmen an der Zuwegung möglichst frühzeitig 
Kenntnis. 

(7)  Etwaige Genehmigungen zur Herstellung der Zuwegung werden von der Nutzerin 
eingeholt. Sind im Rahmen der Genehmigungsverfahrens Erklärungen oder Zustim-
mungen des Eigentümers erforderlich, wird der Eigentümer diese abgeben. Die hier- 
für entstehenden Kosten trägt die Nutzerin. Liegen sämtliche, für die Errichtung der 
Zuwegung erforderliche Genehmigung und sonstige Bescheinigungen vor, werden 
sich die Parteien über den Bauzeitplan hinsichtlich der Errichtung der Zuwegung ab-
stimmen. 

 
§ 5 Pflichten der Nutzerin 

(1) Die Nutzerin zeigt dem Eigentümer den Beginn der Baumaßnahmen auf dem Grund-
besitz sowie den Baubeginn der Batteriespeicher-Anlage mit einem Vorlauf von 4 Wo-
chen schriftlich oder in Textform an. Die Nutzerin fertigt auf ihre Kosten eine Be-
standsaufnahme vor Beginn der Baumaßnahmen und eine weitere Bestandsauf-
nahme nach vollständigem Abschluss der Baumaßnahmen an. 

(2) Die Nutzerin wird insbesondere Rücksicht auf die Landwirtschaft nehmen und inso-
weit über absehbare Einschränkungen informieren. 

(3) Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs dürfen durch die Nutzung der Zuwegung 
durch die Nutzerin nur im Rahmen des Notwendigen beeinträchtigt werden. Die Nut-
zerin duldet unbeschadet ihres Nutzungsrechts Änderungsmaßnahmen an den Zu-
wegungen sowie Straßenbaumaßnahmen und Sperrungen, die sich bei der Erfüllung 
der Aufgaben aus der Straßenbaulast, der Verkehrssicherung und dem Straßenver-
kehr ergeben und nimmt hieraus entstehende Nachteile hin. Sofern Ersatzwege vor-
handen sind, stellt der Eigentümer diese im vorhandenen Zustand zur Verfügung. 
Während der Errichtungsphase der Batteriespeicher-Anlage muss die Zuwegung zu 
der Batteriespeicher-Anlage jedoch freigehalten werden, es sei denn, dies ist auf-
grund unaufschiebbarer Arbeiten an der Zuwegung oder darin verlegter Ver- oder 
Entsorgungsleitungen unmöglich. 

 
§ 6 Verkehrssicherungspflicht und Haftung 

(1) Hinsichtlich bereits vorhandener, ggf. auszubauender bzw. zu verbreiternder Wege 
übernimmt die Nutzerin die Verkehrssicherungspflicht nur in der Bauphase der Batte-
riespeicher-Anlage. Im Übrigen bleibt es bei der bestehenden Verkehrssicherungs-
pflicht. 

(2) Die Nutzerin verpflichtet sich, im Zuge der Nutzung verrückte oder beschädigte 
Grenzsteine auf eigene Kosten in einen ordnungsgemäßen Zustand 
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zurückzuversetzen und verursachte Flur- und Kulturschäden zu beheben. 

(3) Die Parteien haften – unabhängig vom Rechtsgrund – für Schäden nur in den nach-
folgenden Grenzen: 

a) Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der jeweiligen Partei, ihrer gesetzlichen 
Vertreter, eines Mitarbeiters oder sonstigen Erfüllungsgehilfen unbegrenzt; 

b) Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten durch die jeweilige 
Partei, seines gesetzlichen Vertreters oder sonstigen Erfüllungsgehilfen ohne Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit begrenzt auf die bei Vertragsschluss vorhersehba-
ren und vertragstypischen Schäden. Wesentliche Vertragspflichten sind solche, 
deren Erfüllung den Vertrag prägen und auf die die andere Partei vertrauen darf. 

(4) Darüber hinaus ist eine Haftung der Parteien ausgeschlossen, soweit nicht zwingende 
Rechtsvorschriften entgegenstehen. Die Haftungsbegrenzung nach den vorstehen-
den Absätzen gilt nicht für Schäden an Körper, Leben und Gesundheit oder Schäden 
nach dem Produkthaftungsgesetz. 

(5) Die Ersatzpflicht der Nutzerin nach dem Haftpflichtgesetz wegen Sachschäden ist ge-
genüber einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, einem öffentlich-rechtli-
chen Sondervermögen oder einem Kaufmann ausgeschlossen. 

 
§ 7 Vergütung 

(1) Der Eigentümer erhält für die Einräumung der Nutzungsrechte eine pauschale einma-
lige Vergütung in Höhe von 20,00 Euro (netto) je laufendem Meter Zuwegung, min-
destens jedoch 5.000,00 Euro (netto). Die Straßenlänge beträgt ca. 2.900 lfm. 

(2)  Das Nutzungsentgelt ist 4 Wochen nach Baubeginn der Batteriespeicher-Anlage fäl-
lig. Die Fälligkeit tritt jedoch nicht vor Übernahme aller Baulasten nach diesem Vertrag 
sowie nicht vor formgerechter Erklärung aller nach diesem Vertrag vom Eigentümer 
abzugebenden Zustimmungen und Bewilligungen ein. 

(3)  Die Parteien gehen davon aus, dass es sich bei den Leistungen des Eigentümers aus 
diesem Vertrag um nicht umsatzsteuerpflichtige Leistungen handelt. Sollte sich auf-
grund einer Änderung der Rechtsprechung oder Gesetzgebung oder der Einordnung 
durch die zuständige Finanzbehörde ergeben, dass die Leistungen umsatzsteuer-
pflichtig sind, handelt es sich bei dem entsprechend der vorherigen Absätze zu zah-
lenden Entgelt um einen Nettobetrag. Die Umsatzsteuer ist in diesem Fall zuzüglich 
zu zahlen. 

(4)  Die Zahlung ist auf folgendes Konto des Eigentümers zu leisten: 

Bank: Sparkasse Nienburg 

BIC: BIC NOLADE21NIB 

IBAN: DE52 2565 0106 0012 0000 63 

Kontoinhaber: Samtgemeinde Grafschaft Hoya 

(5) Eine Änderung der Bankverbindung teilt der Eigentümer der Nutzerin rechtzeitig 
schriftlich mit. 

 
§ 8 Vertragslaufzeit 
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(1) Der Vertrag wird mit Unterzeichnung durch beide Parteien wirksam. Der Vertrag hat 
eine feste Laufzeit von 30 vollen Jahren gerechnet ab dem Datum der ersten Erdar-
beiten. 

(2) Der Nutzerin wird eine Option auf Verlängerung des Nutzungsverhältnisses um zwei-
mal je 5 Jahre (d.h. um insgesamt maximal 10 Jahre) eingeräumt, die spätestens 
sechs Monate vor Ablauf der Festlaufzeit nach Absatz 1 bzw. bei zweiter Verlänge-
rungsoption nach Ablauf der Festlaufzeit zzgl. erster Verlängerungsoption, durch ein-
geschriebenen Brief zu erklären ist. Für die Einhaltung der Frist ist der Zeitpunkt des 
Eingangs der Erklärung beim Eigentümer maßgebend. 

 
§ 9 Rücktritt, Kündigung 

(1) Beide Vertragsparteien haben das Recht, von diesem Vertrag zurückzutreten, wenn 
innerhalb von 5 Jahren ab Vertragsschluss nicht mit Bau der Batteriespeicher-Anlage 
begonnen worden ist. 

(2) Ein Rücktritt des Eigentümers nach Abs. (1) wird von Anfang an unwirksam, wenn die 
Nutzerin innerhalb von 4 Wochen ab Zugang der Rücktrittserklärung eine Abwen-
dungszahlung in Höhe von 5.000,00 Euro (netto) leistet. In diesem Fall verlängert sich 
die Frist nach Abs. (1) um 12 Monate ab dem Zeitpunkt des Eintritts des Rücktritts-
rechts. Diese Abwendungsbefugnis kann die Nutzerin drei Mal ausüben. 

 Die Nutzerin kann diesen Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn 

 sich im Zuge der Planung ergibt, dass der Grundbesitz von der Nutzerin nicht 
im vertraglich vorgesehenen Umfang genutzt werden kann oder benötigt wird; 

 die auf dem Grundstück errichtete Zuwegung zurückgebaut bzw. entfernt wor-
den ist und der ursprüngliche Grundstückszustand wieder hergestellt worden 
ist. 

(3) Die ordentliche Kündigung dieses Vertrages ist während der Vertragsdauer gemäß 

§ 8 ausgeschlossen. Die Parteien sind jedoch berechtigt, diesen Vertrag außeror-
dentlich zu kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt vor, 
wenn der kündigenden Vertragspartei unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalles, insbesondere eines (Mit-)Verschuldens der Vertragspartei und unter Ab-
wägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis 
zum Ablauf der Kündigungsfrist oder bis zur sonstigen Beendigung des Vertragsver-
hältnisses nicht zugemutet werden kann. 

(4) Rücktritt und Kündigung sowie etwaige Mahnungen und Kündigungsandrohungen 
sind schriftlich zu erklären. 

 
§ 10 Wiederherstellung des Grundstücks 

Die Nutzerin ist verpflichtet, innerhalb von 6 Monaten nach Beendigung des Vertrags 
die Zuwegung in einen Zustand herzustellen, der mindestens dem ursprünglichen Zu- 
stand der Zuwegung entspricht oder, wenn der Eigentümer dies fordert, die ausge-
baute Zuwegung in unverändertem Zustand zu belassen. 

 
§ 11 Übertragung und Rechtsnachfolge 

(1) Die Nutzerin hat das Recht, diesen Vertrag als Ganzes mit all den sich hieraus 
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ergebenden Rechten und Pflichten auf einen oder mehrere Dritte zu übertragen, ein-
zelne Rechte und Pflichten aus dem Vertrag an Dritte abzutreten oder mit einem Drit-
ten ein Unternutzungsverhältnis zu begründen. Ein solcher Vorgang ist dem Eigentü-
mer schriftlich anzuzeigen. Der Eigentümer stimmt einer solchen Übertragung bereits 
mit Vertragsunterzeichnung zu. Der Eigentümer darf seine Zustimmung jedoch inner-
halb von 2 Wochen nach Zugang der schriftlichen Anzeige der Übertragung bei ihm 
aus wichtigem Grund widerrufen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, 
wenn aufgrund objektiver Tatsachen Zweifel an der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit des Dritten bestehen, die befürchten lassen, dass der Dritte die auf ihn übertra-
genen Pflichten nicht erfüllen wird. Nach Ablauf von 2 Wochen erlischt dieses Wider-
rufsrecht. 

(2) Der Eigentümer ist zur Übertragung dieses Vertrages auf einen Dritten mit allen Rech-
ten und Pflichten berechtigt, wenn er das Eigentum an dem Grundbesitz ebenfalls auf 
diesen Dritten überträgt. Sind gemäß § 1 Abs. (1) mehrere Flurstücke Gegenstand 
dieses Vertrages, ist der Eigentümer berechtigt, im Fall der Veräußerung eines ein-
zelnen Flurstückes diesen Vertrag auch nur in Bezug auf das betreffende Flurstück 
auf den jeweiligen Erwerber zu übertragen. Der Eigentümer verpflichtet sich für den 
Fall, dass er ein in § 1 Abs. (1) genanntes Flurstück veräußert, in den Kaufvertrag 
folgende Klausel aufzunehmen: 

„Dem Käufer ist der am  geschlossene Gestattungsvertrag für die Er-

richtung und Nutzung von Zuwegung nebst eventueller Übertragungen auf Dritte in-
haltlich bekannt. Der Käufer tritt in alle Verpflichtungen, die sich aus diesem Vertrag 
und den diesbezüglich eventuell eingetragenen beschränkten persönlichen Dienst-
barkeiten nebst Vormerkungen den jeweiligen Berechtigten gegenüber ergeben, un-
widerruflich ein und übernimmt diese Verpflichtungen als eigene Verpflichtungen. Der 
Käufer verpflichtet sich darüber hinaus, bei einem etwaigen Weiterverkauf seinerseits, 
seinen zukünftigen Käufern die gleichen Verpflichtungen aufzuerlegen.“ 

Es ist das Datum der Unterzeichnung dieses Vertrages einzusetzen. Kommt der Ei-
gentümer dieser Verpflichtung nicht nach, übernimmt er hiermit ausdrücklich die Haf-
tung für daraus entstehende Schäden dem jeweils Berechtigten gegenüber. 

(3) Für den Fall, dass der Eigentümer den Grundbesitz oder einen Teil des Grundbesit-
zes vor Ablauf der Vertragslaufzeit an einen Erwerber veräußern will, der keine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts ist, verpflichtet sich der Eigentümer, vor der Veräu-
ßerung eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit zur Sicherung der Rechte der Nut-
zerin aus diesem Vertrag in das Grundbuch eintragen zu lassen. Die Eintragung der 
beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zugunsten der Nutzerin hat zulasten des je-
weiligen Grundstücks ohne wertmindernde bzw. die Ausübbarkeit der Dienstbarkeit 
behindernde Vorlasten in Abteilung II und ohne Vorlasten in Abteilung III zu erfolgen. 
Der Eigentümer hat der Nutzerin eine geplante Veräußerung des Grundbesitzes 
rechtzeitig, spätestens aber einen Monat vor dem Termin zur Beurkundung der Ver-
äußerung des Grundbesitzes anzuzeigen. Bei Beendigung dieses Vertrags ist die 
Nutzerin verpflichtet, die Dienstbarkeit unverzüglich löschen zu lassen. Falls dieser 
Vertrag aufgrund eines Sonderkündigungsrechtes gem. § 57a ZVG oder § 111 InsO 
endet (wenn also der Grundbesitz von einem Insolvenzverwalter oder im Rahmen 
einer Zwangsversteigerung verwertet wird und der Erwerber ein ihm zustehendes 
Sonderkündigungsrecht ausübt), ist die Nutzerin abweichend hiervon nicht zur Ent-
fernung der Zuwegung oder zur Löschung von Grundbucheintragungen verpflichtet. 
Dies gilt entsprechend für den Fall, dass dieser Vertrag aufgrund einer ordentlichen 
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Kündigung durch die Eigentümerin aufgrund eines Formverstoßes vorzeitig endet. In 
diesen Fällen ist die Nutzerin berechtigt, die mit diesem Vertrag eingeräumten Nut-
zungsrechte an dem Grundbesitz auf der Grundlage der eingetragenen beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit auszuüben. Die Kosten für die Eintragung und Löschung 
der Dienstbarkeit trägt die Nutzerin. 

(4) Der Eigentümer hat die Nutzerin von einer Veräußerung oder drohenden Zwangsver-
steigerung eines in § 1 Abs. (1) genannten Grundstücks unverzüglich zu unterrichten. 

 
§ 12 Eintrittsrechte und Regelungen zugunsten der finanzierenden Bank 

(1)  Für den Fall, dass die Verwertung der Batteriespeicher-Anlage sowie der erforderli-
chen Nebeneinrichtungen als Sicherungsgut erforderlich werden sollte oder die Nut-
zerin die Batteriespeicher-Anlage samt Nebeneinrichtungen aus anderen Gründen 
nicht weiter betreibt und ein Dritter oder die finanzierende Bank an ihre Stelle tritt, 
willigt der Eigentümer in den Eintritt des Dritten oder der finanzierenden Bank in die-
sen Vertrag mit allen Rechten und Pflichten bereits jetzt unwiderruflich ein. Dies gilt 
jedoch nur, wenn der Dritte als künftiger Betreiber der Batteriespeicher-Anlage sämt-
liche Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag vollständig übernimmt und hiermit 
keine Verringerung der Sicherheiten des Eigentümers einhergehen. Der Eintritt des 
Dritten wird wirksam, wenn der schriftlich hierüber abgeschlossene Vertrag dem Ei-
gentümer schriftlich angezeigt worden ist. 

(2) Die Nutzerin bevollmächtigt hiermit unwiderruflich die finanzierende Bank, einen Ein-
trittsvertrag mit einem eventuellen Erwerber des Sicherungsgutes zu schließen. Die 
Übertragung auf den Dritten ist dem Eigentümer schriftlich anzuzeigen. 

(3) Ein von der Nutzerin und dem Eigentümer mit einem Dritten geschlossener Vertrag 
zwecks Übertragung des bestehenden Vertrages bedarf bei noch laufender Finanzie-
rung der Batteriespeicher-Anlage zur Wirksamkeit der Zustimmung der finanzieren-
den Bank. Die finanzierende Bank ist im Falle der Verwertung der Batteriespeicher-
Anlage berechtigt, selbst an die Stelle der Nutzerin zu treten. Ihr Eintritt wird wirksam, 
wenn sie eine entsprechende schriftliche Erklärung dem Eigentümer zugehen lässt, 
in der sie auch die Übernahme der Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag anzeigt. 

(4) Die Vertragsparteien verpflichten sich, keine das Sicherungsinteresse der finanzie-
renden Bank berührenden Abreden in diesem Vertrag ohne Zustimmung der finan-
zierenden Bank aufzuheben, zu ändern oder zu ergänzen. Ferner verpflichten sich 
die Vertragsparteien, die ggf. grundbuchlich für die Nutzerin einzutragende bzw. ein-
getragene beschränkte persönliche Dienstbarkeit nicht ohne Zustimmung der finan-
zierenden Bank zu ändern oder löschen zu lassen. 

(5) Die Nutzerin wird dem Eigentümer Name und Geschäftsanschrift der finanzierenden 
Bank mitteilen, sobald diese feststeht und eine Finanzierungszusage erfolgt ist. Fer-
ner wird er den Eigentümer schriftlich informieren, wenn die Kredite zur Finanzierung 
der Batteriespeicher-Anlage vollständig zurückgeführt worden sind. 

 
§ 13 Vertraulichkeit 

(1) Die Parteien verpflichten sich, den Inhalt dieses Vertrages sowie die bei Durchführung 
dieses Vertrags mitgeteilten bzw. übergebenen und/oder auf sonstige Weise erlang-
ten Informationen, Geschäftsgeheimnisse und Daten streng vertraulich zu behandeln, 
insbesondere weder ganz noch teilweise Dritten zugänglich zu machen. 

TOP 9



Gestattungsvertrag Zuwegung Hilgermissen 

Seite 9 von 14  

Ausgenommen sind solche Maßnahmen, die im vertraglichen Zweck liegen. 

(2) Ausgenommen von der Verpflichtung zur vertraulichen Behandlung sind solche ver-
traulichen Informationen, die 

a) einer Partei bereits vor dem Abschluss dieses Vertrags bekannt waren oder 

b) offenkundig sind, mit Ausnahme derjenigen Tatsachen, die infolge eines schuld-
haften Verstoßes gegen die in diesem Vertrag enthaltenen Verpflichtungen offen-
kundig geworden sind, oder 

c) ausdrücklich als nicht geheimhaltungsbedürftig zugänglich gemacht werden oder 

d) aufgrund gerichtlicher oder hoheitlicher Anordnung offenzulegen sind. 

(3) Die Parteien werden die vertraulichen Informationen nur denjenigen Mitarbeitern, 
Konzerngesellschaften oder unabhängigen Beratern zugänglich machen, die mit der 
Durchführung des Vertrags befasst sind und daher diese Informationen benötigen. 
Die Parteien stellen jeweils sicher, dass diese Personen ebenfalls zur Geheimhaltung 
der an sie weitergeleiteten vertraulichen Informationen verpflichtet sind, soweit sie 
nicht wie beispielsweise Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer auf-
grund berufsrechtlicher Vorschriften einer Verschwiegenheitspflicht unterliegen. 

(4) Diese Geheimhaltungsverpflichtung wirkt auch 12 Monate nach Beendigung dieses 
Vertrages noch fort. 

(5) Dieser § 13 gilt nicht, soweit eine Behandlung dieses Vertrages im öffentlichen Teil 
der Sitzung des Rates der Gemeinde Hilgermissen erforderlich ist. 

 
§ 14 Abschließende Bestimmungen 

(1) Alle etwaigen vorvertraglichen mündlichen oder schriftlichen Vereinbarungen zwi-
schen den Parteien über die Nutzung des Grundbesitzes treten mit Abschluss dieses 
Vertrages außer Kraft. Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. 

(2) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt 
auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden oder 
sollte dieser Vertrag Lücken enthalten, so bleibt der Vertrag als Ganzes wirksam. Die 
Parteien verpflichten sich, eine der unwirksamen oder undurchführbaren oder fehlen-
den Bestimmung dem Sinn und der wirtschaftlichen Bedeutung nach und den Inten-
tionen der Vertragsparteien, wie sie sich aus der Gesamtheit der Bestimmungen die-
ses Vertrages ergeben, möglichst nahekommende, andere Bestimmung zu vereinba-
ren. 

(4) Gerichtsstand ist der Ort des Grundstücks. 

 
§ 15 Vertragsbestandteile 

Die folgenden Anlagen zu diesem Vertrag sind wesentlicher Teil, bilden mit diesem ei-
nen einheitlichen Vertrag und sind untrennbar miteinander verbunden: 

 Anlage 1: Lageplan 

 Anlage 2: Einverständniserklärung 

 Anlage 3: Vollmacht zur Einholung eines Grundbuchauszugs  
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Ort, Datum Eigentümer 
Gemeinde Hilgermissen 
vertreten durch Gemeindedirektor Detlef 
Meyer 

 
 
 

 

Ort, Datum Nutzerin 

Harmony Energy BESS 10 GmbH 
vertreten durch Geschäftsführer Tobias 
Kriete 
 

 
 
 
 
 
 

Ort, Datum Nutzerin 

Harmony Energy BESS 10 GmbH 
vertreten durch Geschäftsführer Stefan 
Tait 
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Anlage 2: Einverständniserklärung 
 

 

Frau/Herr/Firma:   

Straße:   

PLZ, Ort:   

Telefon:   
 

ist Pächter des folgenden Grundstücks/der folgenden Grundstücke (nachfolgend „Grundbe-
sitz“ genannt): 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Pächter hat von dem Nutzungsvertrag zur Nutzung einer Zuwegung der Flurstücke des 
Grundbesitzes Kenntnis genommen und erklärt hiermit unwiderruflich, dass er gegen die 
Inanspruchnahme des oben genannten Grundstücks durch Nutzung und Betrieb der Zuwe-
gung keine Einwendungen gegenüber dem Verpächter oder dem jeweiligen Nutzer der Zu-
wegung erhebt. 

 
 
 
 
 

Ort, Datum Pächter 

 

 

 
 

Alternativ: 

Der Eigentümer erklärt, dass der Grundbesitz nicht verpachtet ist. 
 
 

 

Ort, Datum Eigentümer 
  

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück 

Hilgermissen Hilgermissen 3 28 

Hilgermissen Ubbendorf 2 12 

Hilgermissen Ubbendorf 2 15 

Hilgermissen Ubbendorf 2 17 

Hilgermissen Ubbendorf 2 42 

TOP 9



Gestattungsvertrag Zuwegung Hilgermissen  

Seite 14 von 14  

 
 

Anlage 3: Vollmacht 
 

 
Hiermit erteile ich/wir 

 

 
Frau/Herr/Firma: Gemeinde Hilgermissen, vertreten durch Gemeindedirektor 

Detlef Meyer 

Straße: Schloßplatz 2 

PLZ, Ort: 27318 Hoya/Weser 
 

 
der Harmony Energy BESS 10 GmbH Vollmacht zur Einholung eines beglaubigten Grund-
buchauszugs über folgende in meinem/unserem Eigentum befindliche Grundstücke: 
 

 
Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück 

Hilgermissen Hilgermissen 3 25 

Hilgermissen Hilgermissen 3 28 

Hilgermissen Ubbendorf 2 12 

Hilgermissen Ubbendorf 2 15 

Hilgermissen Ubbendorf 2 17 

Hilgermissen Ubbendorf 2 42 

 
 
 
 

 
 
 
 
Es besteht das Recht, Untervollmacht zu erteilen. 

 
 
 
 
 
 
 

Ort, Datum Gemeinde Hilgermissen, vertreten durch: 
Gemeindedirektor Detlef Meyer 

TOP 9



03/X/136  Seite 1 von 2 

Gemeinde Hilgermissen 
 
Beschlussvorlage 
öffentlich 

03/X/136 
 

 
Fortführung eines gemeinsamen Kommunalen 
Innenentwicklungsfonds im Landkreis Nienburg/Weser (KIF) für 2027-
2033 

Organisationseinheit: 

FT Projekt- und Fördermittelmanagement 
Datum 

06.05.2026 
Sachbearbeitung: 

Kathrin Mackowiak 
Aktenzeichen 

60 01 61 1190 

 
Geplante Beratungsfolge Termine Ö / N 

Verwaltungsausschuss Hilgermissen  N 
Rat Hilgermissen 07.07.2026 Ö 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeinde Hilgermissen verpflichtet sich, mit jährlichen Finanzierungsbeiträgen die 
Arbeit des Kommunalen Innenentwicklungsfonds (KIF) ab dem Jahr 2027 zu unterstützen.   
 
Die Finanzierungsbeiträge entsprechen in den Jahren 2027 bis 2033 bis zu einem Prozent 
der Höhe der Kreisumlage. Die Berechnungsgrundlage ist jeweils die Kreisumlage des 
Vorvorjahres aufgerundet auf volle Hundert.    
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Finanzierungsbeitrag 2027 in Höhe von 16.285 € (1 % Höhe Kreisumlage aus 2025)  
Finanzierungsbeitrag 2028 – 2033 in Höhe von bis zu 1% Höhe der Kreisumlage des 
Vorvorjahres  
 
 
Sachverhalt: 

 
1. Laufzeit 2020-2027 

Nachdem der Landkreis Nienburg/Weser in den Jahren 2016 bis 2019 gemeinsam mit 
den kreisangehörigen Städten und Gemeinden und im Verbund mit dem Landkreis 
Gifhorn, dem Regionalverband Großraum Braunschweig und der Universität Göttingen ein 
neues Instrument zur Finanzierung von Innenentwicklungsmaßnahmen erarbeitet hat, 
wurde zum 01.01.2020 der Kommunale Innenentwicklungsfonds (KIF) als eine regionale 
Kooperation zur Stärkung der Gesamtregion durch Abschluss einer mandatierenden 
Zweckvereinbarung gegründet. Die Laufzeit endet nach einjähriger Verlängerung zum 
31.12.2026.  
  
Der KIF ist eine regionale Einrichtung, in den die kommunalen Partner und der Landkreis 
Nienburg/Weser einzahlen. Im Gebiet der Samtgemeinde Grafschaft Hoya zahlen sowohl 
die Samtgemeinde als auch alle Mitgliedsgemeinden, bis auf Hilgermissen und Warpe, in 
den Fonds ein.   
 

2. Laufzeit 2027-2033 
Im Rahmen von Workshops und der Evaluation zeigte sich das Engagement, den KIF 
über die o. g. Laufzeit hinweg fortzuführen. Hierfür bedarf es eines öffentlich-rechtlichen 
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Vertrages1 (siehe Anlage 1). Für eine nahtlose Fortführung des KIF ist dieser Vertrag 
zwingend zum 01.01.2027 in Kraft zu setzen. Die Unterzeichnung ist für August 2026 
vorgesehen. Die Geschäftsführung soll weiterhin dem Landkreis Nienburg/Weser 
übertragen werden. 
 
Neben dem öffentlich-rechtlichen Vertrag erfolgte aufgrund der Erfahrungen, eine 
umfassende Überarbeitung der Förderbestimmungen, des Antragsformulars einschließlich 
Ausfüllhilfe und des Bewertungsbogens (siehe Anlagen 2 und 3). 
 
Inhaltlich erfolgten Veränderungen bezüglich der Laufzeit, der übergeordneten 
Qualitätskriterien und der Konkretisierung der Ziele in den Handlungsfeldern, sowie die 
Einführung eines neuen Bonuskriteriums „Klimaschutz und Klimaanpassung“ und die 
Einführung einer Staffelung der Förderquoten. Zudem wurde die Option implementiert – 
nach jährlichem Mehrheitsbeschluss durch das Bewertergremium – ein Lokalbudget zur 
Verfügung zu stellen. 
 
Die Finanzierungsbeiträge entsprechen in den Jahren 2027 bis 2033 bis zu einem 
Prozent der Höhe der Kreisumlage. Berechnungsgrundlage ist jeweils die Kreisumlage 
des Vorvorjahres aufgerundet auf volle Hundert. Die Bereitstellung der Mittel erfolgt mit 
Beschluss über die jeweilige Haushaltssatzung.  
 
Der Landkreis wird den KIF weiterhin finanziell unterstützen. Er wird in gleicher Höhe zu 
den Beiträgen, die durch die teilnehmenden Städte und Gemeinden in den Jahren 2027 
bis 2033 geleistet werden, einzahlen. 
 

3. Durch die Teilnahme am KIF besteht für die Gemeinde Hilgermissen die Möglichkeit, 
Förderanträge sowohl für investive und nichtinvestive Maßnahmen als auch für kleine 
bauliche Maßnahmen zur Barrierefreiheit oder Dorfverschönerung (Lokalbudget) zu 
stellen. Für eine erfolgreiche Antragstellung muss das Projekt möglichst viele Punkte 
erhalten, die anhand der vorgegebenen Bewertungsbögen festgestellt werden. Jede 
Kommune steht bei der Antragstellung im Wettbewerb mit den kommunalen Partnern.  

 
 
Anlagen: 

1 KIF_Entwurf ÖR Vertrag öffentlich 
2 KIF_Förderbestimmungen öffentlich 
3 KIF_Projektantrag u. Bewertungsbogen öffentlich 

 

 
1 Die bestehende mandatierende Zweckvereinbarung wird hierdurch nach entsprechender Mitteilung durch das 
Niedersächsische Innenministerium ersetzt. 
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öffentlich-rechtlicher Vertrag gemäß §§ 54 ff. VwVfG  
 

zur Errichtung eines gemeinsamen Kommunalen Innenentwicklungsfonds 
(KIF) 

 
zwischen 

 
dem Landkreis Nienburg/Weser, vertreten durch den Landrat 

 
und 

 
den Städten und Gemeinden 

 
 

vertreten durch ihre (Samtgemeinde-)Bürgermeister/innen, 
Gemeindedirektoren/innen und Stadtdirektoren/innen 

 
- gemeinsam im Folgenden „Partner“. 

 
 
 
 

Präambel 
 
Der Kommunale Innenentwicklungsfonds (KIF) verfolgt das Ziel, die Innenentwicklung 
in den Städten und Gemeinden im Landkreis Nienburg/Weser zu verbessern, damit 
sich dies zukünftig als attraktiv und lebenswert darstellen und ihre Aufgaben weiterhin 
oder wieder wahrnehmen können und einen Ideenwettbewerb unter den Städten und 
Gemeinden auszulösen. Die Entwicklung soll sich hierbei auf die zentralen Funktions-
bereiche der Orte konzentrieren.  
 
Der KIF ist eine interkommunale, auf dem Solidargedanken basierende Einrichtung, 
um die Entwicklung von Vorhaben der Innenentwicklung über einen gemeinsamen 
Fonds zu unterstützen, in den alle teilnehmenden Partner einzahlen, alle teilnehmen-
den Partner Anträge auf Förderung stellen können, und die am besten bewerteten An-
träge Unterstützung aus dem Fonds bekommen. Dieser Ansatz der regionalen Koope-
ration ist in Niedersachsen einzigartig und innovativ.  
 
Die Städte und Gemeinden übertragen dem Landkreis Nienburg/Weser die Geschäfts-
führung.  
 
In Anbetracht dessen vereinbaren die Partner das Folgende: 
 
 
 

§ 1 
Zweck der Vereinbarung 

 
(1) Zweck dieser Vereinbarung ist es, den Rahmen der Zusammenarbeit der Part-

ner in der kommunalen Innenentwicklung mit Hilfe eines Fonds festzulegen. 
Diesen kommunalen Innenentwicklungsfonds (KIF) speisen alle Partner nach 
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einem festen Schlüssel mit jährlichen Beiträgen. Innerhalb des Fonds können 
durch einen jährlich zu fassendem Mehrheitsbeschluss des Bewertungsgremi-
ums maximal 10 % des Fondsvolumen als Lokalbudget zur Finanzierung kleiner 
Projekte festgesetzt werden.  

 
(2) Die Zusammenarbeit erfolgt unter dem Dach des Landkreises Nienburg/Weser. 

 
(3) Die Partner sind sich einig, dass mit der Zusammenarbeit im Rahmen dieser 

Vereinbarung trotz der gemeinsamen Zweckverfolgung keine eigenständige, 
am Rechtsverkehr teilnehmende juristische Person gegründet werden soll, und 
die Partner demnach im Rahmen der Zusammenarbeit ihre rechtliche und wirt-
schaftliche Selbstständigkeit wahren. Soweit gesetzlich zulässig, finden die §§ 
705 ff BGB keine Anwendung. 

 
 

§ 2 
Geschäftsführung 

 
(1) Der Landkreis Nienburg/Weser verpflichtet sich die Geschäftsführung des KIF 

einzurichten. 
 

(2) Der Landkreis Nienburg/Weser übernimmt ab dem 01.01.2027 die Einrichtung 
des KIF, zieht die Beiträge ein und öffnet das Antragsverfahren in der ersten 
Jahreshälfte.  
 

(3) Der Landkreis Nienburg/Weser kann und soll im Rahmen seiner Aufgaben Dritt-
mittel für den KIF einwerben und die Partner darin unterstützen, ihrerseits Dritt-
mittel einzuwerben.  
 

(4) Der Landkreis Nienburg/Weser stellt das Personal für die Geschäftsstelle. 
 

(5) Die Geschäftsstelle ist für die Überwachung der Förderungen gemäß den gel-
tenden De-minimis-Verordnungen sowie die Anzeige der Förderungen von Un-
ternehmen gegenüber dem Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Ver-
kehr und Bauen zuständig. 
 

(6) Die Geschäftsstelle prüft die ordnungsgemäße Verwendung der ausgezahlten 
Mittel. 
 

(7) Die Geschäftsstelle fertigt jährlich einen Tätigkeitsbericht und stellt diesen allen 
Partnern zur Verfügung.  
 

(8) Die Geschäftsstelle unterstützt die Partner bei der Antragstellung sowie das Be-
wertungsgremium bei der Öffentlichkeitsarbeit entsprechend § 5 Abs. 4.  
 

(9) Die Geschäftsstelle wirkt auf eine andauernde und transparente Kommunika-
tion mit allen Beteiligten hin. 
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§ 3  
Finanzierung des Fonds 

 
(1) Alle Partner verpflichten sich, mit jährlichen Finanzierungsbeiträgen die Arbeit 

des Fonds ab dem Jahr 2027 zu unterstützen. Die Finanzierungsbeiträge ent-
sprechen in den Jahren 2027 bis 2033 der Höhe bis zu einem Prozent der 
Kreisumlage, die die Städte und Gemeinden zahlen. Das Bezugsjahr für die 
Höhe der Zahlungsbeiträge ist das Vorvorjahr.  

 
(2) Der Landkreis Nienburg/Weser verpflichtet sich, einen Finanzierungsbeitrag in 

gleicher Höhe zu den Beiträgen, die durch die teilnehmenden Städte und Ge-
meinden in den Jahren 2027 bis 2033 geleistet werden, einzuzahlen.  
 

(3) Die Beiträge sind bis zum 01.04. fällig.  
 

(4) Das Bewertungsgremium hat mit einem jährlich zu fassendem Mehrheitsbe-
schluss entscheiden, dass nach dem ersten Jahr der Laufzeit bei einem Fonds-
volumen aus Restmitteln von mehr als 40% des in dem jeweiligen Jahr einge-
zahlten Finanzierungsbeitrages der Städte und Gemeinden der prozentuale An-
teil vergleichbar der Höhe der Kreisumlage auf bis zu 0,5 Prozent reduziert oder 
auf die Einzahlung von Beiträgen im kommenden Jahr verzichtet wird. 
 

(5) Die im Fonds verbleibenden Restmittel eines Jahres werden in das jeweils 
nächste Jahr übertragen.  
 

(6) Dem Flecken Steyerberg kann aufgrund des Eintritts zum 01.01.2024 dabei nur 
Restmittel aus dem Fonds der ersten Laufzeit erhalten, sofern noch Restmittel 
aus dem Jahr 2024 durch Rückgabe von Projekten in den Fonds zurückfließen.  
 

 
§ 4  

Förderbestimmungen 
 

(1) Die Förderbestimmung regelt das Verfahren der Antragstellung, dass Bewer-
tungsverfahren sowie die Auszahlung und das Monitoring der abgewickelten 
Anträge. Die Förderbestimmungen sind in Anlage A enthalten. 

 
(2) Alle Partner vermeiden nach Kräften den Verwaltungsaufwand für den KIF. 

 
 

§ 5 
Bewertungsgremium 

 
(1) Das Bewertungsgremium besteht aus allen Hauptverwaltungsbeamten/innen 

der teilnehmenden Städte und Gemeinden und dem Landrat. Sie besitzen je-
weils eine Stimme im Bewertungsgremium. Eine Abstimmung über Anträge aus 
dem jeweils eigenen Zuständigkeitsbereich ist ausgeschlossen. 

 
Das Land Niedersachsen, vertreten durch das Amt für regionale Landesent-
wicklung, ist mit einer beratenden Stimme vertreten.  
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Für die Teilnahme an den Sitzungen des Bewertungsgremiums gelten die übli-
chen Vertretungsregelungen.  

 
(2) Das Bewertungsgremium kann das Verfahren nach Anlage A (Förderbestim-

mungen) mit Mehrheitsbeschluss verändern.  
 

(3) Das Bewertungsgremium ist für die Bewertung der Anträge zuständig. Die Pri-
orisierung durch das Bewertungsgremium ist für die Auszahlung entscheidend.  
 

(4) Das Bewertungsgremium ist außerdem für die Transparenz des Verfahrens und 
die Vermittlung der Ergebnisse verantwortlich.  
 

 
§ 6  

Auszahlungen des Fonds 
 

(1) Das Bewertungsgremium veranlasst per Beschluss die Zusagen, die in der 
Summe die jährliche Einzahlung zuzüglich übertragender Summen aus den 
Vorjahren nicht übersteigen dürfen.  

 
(2) Zusagen für Projekte, die nicht realisiert werden, werden dem Bewertungsgre-

mium zur Kenntnis gegeben und die Mittel stehen dem Fonds weiterhin zur Ver-
fügung.  

 
 

§ 7  
Gewährleistung und Haftung 

 
(1) Bei der Durchführung der Zusammenarbeit im Rahmen dieser Vereinbarung 

verpflichten sich die Partner, die übliche Sorgfalt anzuwenden und auf die Ein-
haltung der anerkannten Regeln der Technik zu achten. Über vorstehende Ver-
pflichtungen hinaus werden keine Gewährleistungspflichten übernommen. Die 
Nutzung und Verwertung der übermittelten Ergebnisse erfolgen in alleiniger 
Verantwortung der empfangenden Partner.  

 
(2) Unabhängig vom Rechtsgrund haften die Partner einander nur für vorsätzlich 

oder grobfahrlässig verursachte Schäden. Die Haftung für Folgeschäden ist 
ausgeschlossen. Von der Haftungsbeschränkung ausgenommen sind Schäden 
aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. 
 

(3) Gegenüber Dritten haftet jeder Partner für sich und nicht wechselseitig für die 
anderen Partner. Im Innenverhältnis haften die Partner bei Ansprüchen Dritter 
entsprechend ihres Verschuldensanteils und stellen sich insoweit von weiterge-
henden Ansprüchen Dritter frei. 
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§ 8  
Kündigung 

 
(1) Die Vereinbarung wird für die Dauer von sieben Jahren geschlossen. 
 
(2) Die ordentliche Kündigung dieser Vereinbarung ist bis zum 31.08. eines jeden 

Jahres mit Wirkung zum Ablauf des darauffolgenden Jahres möglich. Eine frist-
lose Kündigung dieser Vereinbarung ist nur aus wichtigem Grund möglich. 
Wenn ein Partner kündigt wird die Vereinbarung von den übrigen Partnern fort-
geführt. Die Kündigung ist in Schriftform gegenüber der Geschäftsstelle beim 
Landkreis Nienburg/Weser zu erklären. 
 

(3) Kündigt ein Partner, hat dieser die Verbindlichkeiten, die während seiner Part-
nerschaft auf der Grundlage dieser Vereinbarung gegenüber Dritten eingegan-
gen wurden und nicht mehr lösbar sind, zeitlich auch über sein Ausscheiden 
hinaus jeweils bis zum ihrem Auslaufen anteilig zu erfüllen, soweit diese nicht 
aus bereits vor seinem Ausscheiden fällig gewordenen Beiträge und Einzahlun-
gen im Sinne des § 3 dieser Vereinbarung erfüllt werden können. Der prozen-
tuale Anteil des ausgeschiedenen Partners an der Verbindlichkeit entspricht da-
bei in einem Jahr jeweils dem prozentualen Anteil, den der Partner ohne sein 
Ausscheiden an der Finanzierung des Fonds in dem betreffenden Jahr gemäß 
§ 3 dieser Vereinbarung tragen würde. Dies gilt auch nach Beendigung der Ver-
einbarung. Im Falle einer Kündigung besteht kein Anrecht auf Rückzahlung be-
reits ausgezahlter Finanzierungsbeiträge.  
 

(4) Endet die Vereinbarung, haben die Partner die Verbindlichkeiten, die während 
ihrer Partnerschaft auf der Grundlage dieser Vereinbarung gegenüber Dritten 
eingegangen wurden und nicht mehr lösbar sind, zeitlich auch über die Beendi-
gung der Vereinbarung hinaus jeweils bis zu ihrem Auslaufen anteilig zu erfül-
len, soweit diese nicht aus Beiträgen und Einzahlungen im Sinne des § 3 dieser 
Vereinbarung erfüllt werden können. Der prozentuale Anteil des jeweiligen Part-
ners an der Verbindlichkeit entspricht dabei in einem Jahr jeweils dem prozen-
tualen Anteil, den der Partner ohne Beendigung der Vereinbarung an der Fi-
nanzierung des Fonds in dem betreffenden Jahr gemäß § 3 dieser Vereinba-
rung tragen würde.  
 

 
§ 9  

In-Kraft-Treten; Schlussbestimmungen 
 

(1) Diese Vereinbarung tritt am 01.01.2027 in Kraft. 
 

(2) Kein Partner ist berechtigt, mit Wirkung für andere Partner ohne deren aus-
drückliche schriftliche Zustimmung Verpflichtungen einzugehen. 
 

(3) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. 
Auf das Schriftformerfordernis kann ebenfalls nur durch die schriftliche Erklä-
rung verzichtet werden. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam sein oder unwirksam werden oder sollte die Vereinbarung Lücken 
aufweisen, so wird hiervon die Wirksamkeit im Ganzen nicht berührt. Die Part-
ner verpflichten sich, anstelle von unwirksamen Bestimmungen oder zur 
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Ausfüllung von Lücken Regelungen zu treffen, die dem ursprünglich Gewollten 
nahekommen.  
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Anlage A 

 

Bestimmung über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung der kommunalen Innenentwicklung im 
Landkreis Nienburg/Weser 
 
KIF Landkreis Nienburg/Weser 
 
1. Präambel 
 
Der Kommunale Innenentwicklungsfonds (KIF) verfolgt das Ziel, die Innenentwicklung 
in den Städten und Gemeinden im Landkreis Nienburg/Weser zu verbessern, damit 
sich dies zukünftig als attraktiv und lebenswert darstellen und ihre Aufgaben weiterhin 
oder wieder wahrnehmen können und einen Ideenwettbewerb unter den Städten und 
Gemeinden auszulösen. Die Entwicklung soll sich hierbei auf die zentralen Funktions-
bereiche der Orte konzentrieren. 
 
Der KIF ist eine interkommunale, auf dem Solidargedanken basierende Einrichtung, 
um die Entwicklung von Vorhaben der Innenentwicklung über einen gemeinsamen 
Fonds zu unterstützen, in den alle teilnehmenden Partner einzahlen, alle teilnehmen-
den Partner Anträge auf Förderung stellen können, und die am besten bewerteten An-
träge Unterstützung aus dem Fonds bekommen. Dieser Ansatz der regionalen Koope-
ration ist in Niedersachsen einzigartig und innovativ. 
 
Mit der vorliegenden Bestimmung zur Förderung der Innenentwicklung im Landkreis 
Nienburg/Weser (KIF) schafft der Verbund dafür eine finanzielle und organisatorische 
Grundlage. 
 
 
2. Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich ist auf die zentralen Funktionsbereiche der Orte der im 
Kommunalen Innenentwicklungsfonds KIF verbundenen Kommunen des Landkreises 
Nienburg/Weser beschränkt.  
 
 
3. Zuwendungszweck 
 
Die Förderung dient der nachhaltigen Stärkung der Region und der zentralen Funkti-
onsbereiche der Orte durch die Beseitigung städtebaulicher Missstände und die Un-
terstützung des Versorgungsauftrages der zentralen Funktionsbereiche und folgt dem 
Ziel der Innen- vor Außenentwicklung. 
 
Im KIF zeichnet sich Innenentwicklung durch einen Entwicklungsfokus auf zentrale 
Funktionsbereiche aus, welche Vorrang vor der Stärkung von Siedlungsränder haben 
sollen. 
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Durch das Lokalbudget können, nach Entscheidung durch das Bewertergremiums, 
kleinere Maßnahmen zur Stärkung der Eigenverantwortung in den Städten und Ge-
meinden zur Aufwertung der zentralen Funktionsbereiche gefördert werden. Im Fokus 
steht die Aktivierung lokaler Akteure und die Förderung des bürgerschaftlichen Enga-
gements. 
 
Das Volumen des Fonds teilt sich in 

- 10 % für die Verwendung als Lokalbudget und 
- 90 % für das reguläre Förderbudget 

auf.  
 
Die Restmittel des Lokalbudgets eines jeden Jahres gehen am Jahresende in das re-
guläre Budget des Folgejahres über.   
 
4. Gegenstand der Förderung  
 
Gegenstand der Förderung sind vorbereitende Maßnahmen oder Umsetzungsmaß-
nahmen, die dem Zuwendungszweck in den Städten und Gemeinden des Verbundes 
dienen (Projektförderung).  
 
Im Rahmen des Lokalbudgets können u. a. kleine bauliche Maßnahmen zur Barriere-
freiheit oder Dorfverschönerung verwirklicht werden. 
 
Förderfähig sind nicht-investive und investitionsvorbereitende Maßnahmen 

- Unterstützung bürgerschaftlichen Engagements 
- Verbesserung der Lebensverhältnisse der ländlichen Bevölkerung 
- Umsetzung von dem ländlichen Charakter angepassten Infrastrukturmaßnah-

men 
- Sicherung und Verbesserung der Grundversorgung der ländlichen Bevölkerung  

 
nicht förderfähig sind bauliche Unterhaltungsmaßnahmen und der laufende Betrieb. 
 
5. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger für das reguläre Budget des Fonds sind die Partner des öf-
fentlich-rechtlichen Vertrags in der jeweils aktuellen Fassung im Landkreis Nien-
burg/Weser. 
 
Antragsberechtigt sind ausschließlich für das Lokalbudget natürliche und juristische 
Personen, Vereine, Verbände, gemeinnützige Institutionen und Genossenschaften. 
Das öffentliche Interesse an der zur Förderung beantragten Maßnahme muss im An-
trag dargelegt und eine positive Stellungnahme der Stadt/Gemeinde, in deren Gebiet 
die Maßnahme geplant ist, vorgelegt werden.  
 
Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antragstellers auf Gewährung der Zuwen-
dung besteht nicht.  
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6. Zuwendungsvoraussetzung 
 
Zuwendungsvoraussetzung ist die Erreichung der Mindestpunktzahl und in Abhängig-
keit vom Ranking, sofern Mittel im Fonds zur Verfügung stehen.  
 
Entsteht für ein Projekt ein privatwirtschaftlicher Nutzen, ist durch den Antragsteller 
eine nachvollziehbare Wirtschaftlichkeitsbetrachtung vorzulegen, die sich ausschließ-
lich auf die wirtschaftlich betriebenen Teile zu beschränken hat.  
 
Der Zuwendungsbedarf muss mindestens 10.000 € betragen.  
 
Für Projekte, die aus dem Lokalbudget gefördert werden, muss der Zuwendungsbe-
darf zwischen 3.000 bis 10.000 € betragen. 
 
Die Inanspruchnahme weiterer öffentlicher Zuschussprogramme des Bundes, des 
Landes Niedersachsen oder des Landkreises Nienburg/Weser ist erwünscht und zu-
lässig, soweit es zu keiner Doppelförderung kommt. Die unterschiedlichen Zuwen-
dungsarten sind klar voneinander abzugrenzen und im Antrag nachvollziehbar darzu-
stellen.  
Die Kumulierung mit anderen De-minimis Beihilfen ist im folgenden Umfang möglich: 

- für Allgemeine De-minimis-Beihilfe bis zu 300.000 € in drei Jahren (rollierender 
Zeitraum) entsprechend der geltenden Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 der 
Kommission vom 13. Dezember 2023 (gilt bis 31.12.2030).  

- für Agrar-De-minimis-Beihilfen bis zu 50.000 € in drei Jahren (rollierender Zeit-
raum) entsprechend der geltenden Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kom-
mission vom 18. Dezember 2013 

- für DAWI-De-minimis-Beihilfen bis zu 750.000 € in drei Jahren (rollierender Zeit-
raum) entsprechend der geltenden Verordnung (EU) 2023/2832 der Kommis-
sion vom 13. Dezember 2023  

 
Erhält ein einziges Unternehmen De-minimis-Beihilfen nach verschiedenen De-mini-
mis-Verordnungen, so müssen diese – bis auf die DAWI-Deminimis-Beihilfen – zusam-
men betrachtet und addiert werden. Dabei gelten folgende Regeln:  

- Agrar- und Fisch-De-minimis ≤ 50.000 €,  
- Allgemeine- und Agrar- und Fisch-De-minimis ≤ 300.000 €.  

 
DAWI-De-minimis-Beihilfen in Höhe von 750.000 € dürfen immer zusätzlich, d.h. ne-
ben den anderen De-minimis-Beihilfen, gewährt werden. 
 
 
7. Antragsverfahren 
 
Für die Antragstellung ist das Projektblatt KIF Landkreis Nienburg/Weser zu nutzen. 
Hierzu siehe Anlage A, Anhang 1.  
 
Anträge auf Förderung sind grundsätzlich vor dem Beginn der Maßnahme zu stellen. 
In begründeten Fällen ist der Geschäftsstelle der vorzeitige Maßnahmenbeginn recht-
zeitig anzuzeigen.   
 
Anträge auf Projektförderung legen die Antragsberechtigten der Geschäftsstelle in di-
gitaler Form bis zum 01.06. eines jeden Jahres vor.  
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Das Bewertungsgremium muss spätestens bis zum 31.08. eines jeden Jahres über die 
vorgelegten Anträge entscheiden.  
 
Die Geschäftsstelle prüft die Anträge auf die Mindestkriterien und leitet sie in digitaler 
Form an das Bewertungsgremium weiter. 
 
Mindestkriterien: 

- Lage des Projektes im Verbundgebiet 
- Antragsberechtigung des Antragstellers 
- Vorlage eines schlüssigen Arbeits-, Zeit- und Kostenplans 

 
Dem Antrag ist – bei Erforderlichkeit – eine Auskunft beizufügen, welche De-minimis-
Beihilfen in dem jeweils zu berücksichtigendem Zeitraum (siehe Punkt 6.) bereits in 
Anspruch genommen wurden. 
 
 
8. Bewertungsverfahren  
 
Die zur Förderung beantragten Projekte werden einer standardisierten Bewertung in 
drei Bewertungskategorien unterzogen: 
 
Für die vier übergeordneten Qualitätskriterien  
 

(A) Innovation 
(B) zentraler Funktionsbereich 
(C) Stärkung des Miteinanders 
(D) Behebung von (potentiellem) Leerstand 

 
können je nach Umfang der Berücksichtigung des jeweiligen Qualitätskriteriums bis zu 
fünf Punkte, gesamt maximal 20 Punkte, erreicht werden. 
 
Die benannten übergeordneten Qualitätskriterien sind wie nachfolgend dargestellt zu 
verstehen: 
 
 
(A) Innovation  

 
Eine Innovation kennzeichnet die zukunftsweisende Entwicklung oder Verbes-
serung von Maßnahmen zur Lösung von Herausforderungen der Innenentwick-
lung, damit sich die Städte und Gemeinden zukünftig als attraktiv und lebens-
wert darstellen. Es gilt den Beitrag des Projektes zum Wettbewerb der Ideen 
der teilnehmenden Städte und Gemeinden zu bewerten. 
 

(B) zentraler Funktionsbereich 
 
Die Zentralität eines Funktionsbereichs begründet sich auf dessen Bedeutung 
für die Eigenart der Stadt oder Gemeinde und weniger auf der räumlichen Lage 
oder der raumordnerischen Bedeutung. Einen Funktionsbereich zeichnet vor 
allem seine über die unmittelbare Umgebung hinausreichende Versorgung u. 
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a. mit Dienstleistungen, Gütern, sozialen Miteinander, Freizeit- und Sportange-
boten aus.  
 

(C) Stärkung des Miteinanders 
 
Das ‚Miteinander‘ umfasst u. a. die zwischenmenschliche Interaktion, Bezie-
hungen und den Austausch von Informationen, Emotionen oder Ressourcen in 
der Gesellschaft. Zu bewerten ist die zu erwartende Wirkung des beantragten 
Projektes bezüglich der genannten Aspekte in der jeweiligen Stadt bzw. Ge-
meinde wie auch der Region. 
 
 

(D) Behebung/Vermeidung von (potentiellem) Leerstand 
 
Das (potentielle) Vorhandensein von Leerstand ist ein grundlegendes Hemm-
nis einer qualitativen Innenentwicklung. Daher sind Projekte, die eine Behe-
bung von (potentiellem) Leerstand entgegenwirken bzw. diesen vermeiden von 
besonderer Bedeutung für die Innenentwicklung.    
 

Die Qualitätskriterien sind durch den Antragsteller im Antragsformular darzustellen. 
 
Die Bewertung der übergeordneten Qualitätskriterien wird gestaffelt nach dem Grad 
der Berücksichtigung im jeweiligen Projekt vorgenommen. Ist in einem Projekt im An-
trag das jeweilige Qualitätskriterium nicht dargelegt, gilt dieses als nicht berücksichtigt 
und wird mit null Punkten bewertet. Insofern im Antrag grundlegende Ansätze zur Ein-
bindung des jeweiligen Qualitätskriteriums vorhanden sind, die jedoch in ihrer Wirkung 
begrenzt sind, werden drei Punkte vergeben. Soweit das jeweilige Qualitätskriterium 
im Projektantrag nachvollziehbar berücksichtigt wird und eine Wirkung in der beschrie-
benen Weise umfänglich objektiv eingängig ist, können fünf Punkte vergeben werden. 
 
Es werden vier Handlungsfelder mit jeweils zwei Zielen unterschieden (siehe Abbil-
dung 1). Der Antragsteller wählt aus den Handlungsfelder  
 

- Wohnen 
- Soziale Infrastruktur 
- Lokale Wirtschaft 
- Freiraum 

 
zunächst ein Handlungsfeld als Schwerpunkt aus. In diesem Haupthandlungsfeld kann 
das Projekt – je nach seiner Relevanz in beiden Zielen dieses Handlungsfeldes – in 
der Bewertung der Handlungsfeldrelevanz maximal 50 Punkte erreichen.  
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Abbildung 1: Übersicht der Handlungsfelder des KIF (Quelle: Geschäftsstelle 2026) 

Aus den drei verbleibenden Handlungsfeldern mit ihren jeweils zwei Zielen sowie dem 
Beitrag zu Klimaschutz und Klimafolgenanpassung können bis zu drei Ziele vom An-
tragsteller als Bonuskriterien ausgewählt werden, sofern sie  eine Handlungsfeldrele-
vanz besitzen.  
 

Klimaschutz bezeichnet alle auf die Begrenzung der globalen Erwärmung ge-
richteten Projekte, hierbei vor allem Maßnahmen zur Minderung der durch 
menschliches Handeln verursachten Treibhausgas-Emissionen. 1  
 
Einen Beitrag zur Klimafolgenanpassung leisten solche Maßnahmen im Rah-
men eines Projektes, welche die Empfindlichkeit natürlicher und menschlicher 
Systeme gegenüber tatsächlichen oder erwarteten Auswirkungen des Klima-
wandels (v. a. Hitze, Starkregen, Trockenheit und Sturmereignisse) zu verrin-
gern. Dieser Umgang fokussiert die Minimierung von Risiken, Vermeidung von 
Schäden und die Anpassung an die zu erwartenden Verhältnisse. 2 

 
Innerhalb der Bonuskriterien können maximal 30 Punkte erreicht werden.  
 
Insgesamt können maximal 100 Punkte über alle Kriterien erreicht werden.  
Förderungswürdig sind Projekte, die mindestens 50 Punkte erreicht haben.  
 
Ein beispielhafter Bewertungsbogen ist Anlage A, Anhang 2 dieser Bestimmung.  
 
Die Bewertung von Projekten, die durch das Lokalbudget gefördert werden sollen, er-
folgt ausschließlich anhand der oben bereits erläuterten übergeordneten Qualitätskri-
terien (1). Eine Förderfähigkeit ist gegeben, wenn das Projekt mindestens zehn Punkte 
in dieser Bewertungskategorie erreicht. Die Anforderungen der weiteren Bewertungs-
kategorien sind aufgrund der Zielsetzung eines niedrigschwelligen Angebotes nicht 
anzuwenden. 
  

                                            
1 vgl. Bundesumweltamt o. J.: Glossar, Glossar | Umweltbundesamt. 
2 vgl. Bundesumweltamt o. J.: Glossar, Glossar | Umweltbundesamt; § 1 KAnG. 
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9. Vergabeverfahren 
 
Die Vergabeentscheidung trifft das Bewertungsgremium bestehend aus den Hauptver-
waltungsbeamten und dem Landrat mit Mehrheitsbeschluss nach Folgendem 
mehrschrittigen Schema: 
 

1. Jedes Mitglied des Bewertungsgremiums bewertet vor der Sitzung des Bewer-
tungsgremiums individuell die Projektanträge mit Hilfe des Bewertungsbogens 
und übermittelt die Ergebnisse rechtzeitig an die Geschäftsstelle. 

 
2. In der Sitzung des Bewertungsgremiums stellt der Hauptverwaltungsbeamte 

des Antragstellers mit Hilfe eines Projekt-Plakates das Projekt vor und soweit 
Fragen zum Projekt bestehen, sollen diese beantwortet werden. 
Es ist zulässig, einen Gast zur Erläuterung des Projektantrages einzuladen.  
 

3. Im Anschluss daran erfolgt die Diskussion über den Projektantrag. Auf der 
Grundlage der individuellen Bewertungen der Mitglieder des Bewertungsgremi-
ums erfolgt zu jedem Kriterium eine Aussprache mit dem Ziel der Einigung auf 
eine gemeinsame Bewertung nach Mehrheitsbeschluss. Die Abfrage des ge-
meinsamen Bewertungsergebnisses erfolgt absteigend (ausgehend von sehr 
bedeutend bis unbedeutend).   
 
Der Austausch ist wesentlicher Teil des Bewertungs- und Einigungsprozesses. 
 

4. Aus der Summe der gemeinsam festgelegten Bewertungen ergibt sich eine Ge-
samtsumme an Bewertungspunkten für jedes Projekt. Die Projekte werden in 
ein Ranking gebracht. 
 
Eine Ausnahme bildet hierbei eine Finanzierung durch das Lokalbudget. Dieses 
ist, soweit dieses innerhalb des KIF Anwendung findet, grundsätzlich eröffnet, 
wenn das Projekt mindestens zehn Punkte in der Bewertung der Qualitätskrite-
rien (1) erreicht. Die Anforderungen der weiteren Bewertungskategorien sind 
nicht anzuwenden. 

 
Die Förderung bzw. die Förderhöhe bestimmt sich nach der Mindestpunktzahl, 
der Gesamtpunktzahl und dem sich daraus ergebenden Ranking. 

 
5. Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie den 

Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Kündi-
gung des Zuwendungsvertrages und die Rückforderung der Zuwendung gelten 
die Regelungen zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen 
zugelassen worden sind. 
 
 

10. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
Die Zuwendung wird als Projektförderung in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschus-
ses gewährt.  
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Der Antragsteller hat die für die Förderung erforderlichen Unterlagen zehn Jahre lang 
nach Abschluss der Förderung und Auszahlung des Förderbetrages aufzubewahren 
und muss diese auf Verlangen des Fonds jederzeit vorzeigen können. 
 
Die maximale jährliche Förderung für eine Kommune darf 30 Prozent des Fondsvolu-
mens eines Jahres nicht überschreiten. 
 
Staffelung der Förderquoten: 
 

50 – 60 Punkte = 30 % der förderfähigen Kosten 
61 – 79 Punkte = 40 % der förderfähigen Kosten 

ab 80 Punkte = 50 % der förderfähigen Kosten 
 
Über die Höhe der Zuwendung und die zeitliche Verwendung entscheidet das Bewer-
tungsgremium in den oben genannten Grenzen nach pflichtgemäßem Ermessen. 
 
Die Projekte, die aus dem Lokalbudget gefördert werden, erhalten bei Erreichen der 
Mindestanforderungen eine nicht rückzahlbare Zuwendung in Höhe von 85 % der för-
derfähigen Kosten. 
 
Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Förderung nach dieser Richtlinie besteht 
nicht. Das Bewertungsgremium entscheidet als bewilligende Stelle über Anträge nach 
pflichtgemäßem Ermessen und im Rahmen des verfügbaren Fondsvolumens.  
 
 
11. Verwendungsnachweis 
 
Spätestens zwei Monate nach Abschluss der Maßnahme ist der Geschäftsstelle durch 
den Fördermittelempfänger ein Verwendungsnachweis vorzulegen. Die Abrechnung 
erfolgt auf Basis der nachgewiesenen Kosten. 
 
 
12. Evaluierung 
 
Die Geschäftsstelle legt jährlich eine Übersicht über die geförderten Projekte und die 
Mittelvergabe vor. Die Veröffentlichung kann über eine Projektmesse erfolgen. 
Die Fördermittelempfänger erklären sich mit der Veröffentlichung ihrer Projekte einver-
standen. 
 
Innerhalb der Laufzeit findet alle zwei Jahre eine evaluierende Veranstaltung ein-
schließlich einer Ideenbörse unter Beteiligung der politischen Gremien der teilnehmen-
den Städte und Gemeinden und dem Landkreis statt. 
 
Die Geschäftsstelle legt zum Ende der Laufzeit eine Evaluierung vor. 
 
 
13. Schlussbestimmungen 
 
Diese Bestimmung tritt zum 01.01.2027 in Kraft und tritt mit Ablauf des 31.12.2033 
außer Kraft. 
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Das Bewertungsgremium behält sich vor, die Fördergrundlagen, wie z.B. die Förder-
richtlinie (Anlage A), nach Erkenntnissen, die während der Laufzeit gemacht werden, 
mit Mehrheitsbeschluss zu ändern.  
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1 Projektskizze 

1.1 Angaben zum Projektträger 

Projekttitel Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Adresse Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Projektträger, 
Ansprechpartner 
(Federführung) 

☐ öffentliche Hand 

 

Stellungnahme der 
Gemeinde (nur bei 
Projektträgern im 
Rahmen 
Lokalbudget) 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

1.2 Projektbeschreibung 

Ausgangssituation Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Projektziel Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Projektbeschreibung Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Kooperationspartner 
(wenn vorhanden) 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

1.3 Obligatorischer Zeit- und Kostenplan 

Durchführungszeitraum Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Projektablaufplan Projektschritt Zeitraum 

Klicken oder tippen Sie hier, um 
Text einzugeben. 

Klicken oder 
tippen Sie hier, 
um Text 
einzugeben. 

Klicken oder tippen Sie hier, um 
Text einzugeben. 

Klicken oder 
tippen Sie hier, 
um Text 
einzugeben. 

Klicken oder tippen Sie hier, um 
Text einzugeben. 

Klicken oder 
tippen Sie hier, 
um Text 
einzugeben. 

Klicken oder tippen Sie hier, um 
Text einzugeben. 

Klicken oder 
tippen Sie hier, 
um Text 
einzugeben. 

(Investitions-)Kosten Kostenposition in € 

  

  

  

  

Gesamtkosten  

 

Finanzierung Eigenmittel Antragsteller   
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 davon ggf. bereits eingeworbene 
Drittmittel 

 

 beantragte Mittel aus dem KIF  

 ggf. nicht gedeckte Kosten  

2 Projektbewertung 

2.1 Übergeordnete Qualitätskriterien 

Das Projekt leistet 
folgenden Beitrag zur 
Innovation von 
Innenentwicklung: 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Das Projekt stärkt den 
zentraler 
Funktionsbereich wie 
folgt: 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Das Projekt stärkt das 
Miteinander wie folgt: 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Das Projekt leistet 
folgenden Beitrag zur 
Behebung/Vermeidung 
von (potentiellem) 
Leerstand: 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

2.2 Bewertung der Handlungsfeldrelevanz 

Handlungsfeld 
(nur eines auswählen) 

☐ Wohnen (weiter bei Ziffer 2.2.1) 

☐ Soziale Infrastruktur (weiter bei Ziffer 2.2.2) 

☐ Lokale Wirtschaft (weiter bei Ziffer 2.2.3) 

☐ Freiraum (weiter bei Ziffer 2.2.4) 

 

2.2.1 Handlungsfeld Wohnen (nur auszufüllen, wenn Auswahl unter 2.2) 

Wohnen 1 
Beitrag zur 
Sicherung/Entwicklung 
qualitativer zeitgemäßer 
Wohnangebote 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Wohnen 2 
Beitrag zur Profilierung des 
zentralen Funktionsbereiches 
als attraktiver Wohnstandort 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

2.2.2 Handlungsfeld Soziale Infrastruktur (nur auszufüllen, wenn Auswahl unter 2.2) 

Infrastruktur 1 
Beitrag zur 
Sicherung/Entwicklung 
angepasster sozialer 
Infrastrukturangebote 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Infrastruktur 2 
Beitrag zur Profilierung des 
zentralen Funktionsbereiches 
als Versorgungsstandort und 
Ort des ‚Zusammenseins‘ 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
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2.2.3 Handlungsfeld Lokale Wirtschaft (nur auszufüllen, wenn Auswahl unter 2.2) 

Wirtschaft 1 
Beitrag zur Sicherung / 
Entwicklung der 
Rahmenbedingungen lokaler 
bzw. regionaler Unternehmen 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Wirtschaft 2 
Beitrag zur Profilierung des 
zentralen Funktionsbereiches 
als attraktiver 
Wirtschaftsstandort 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

2.2.4 Handlungsfeld Freiraum (nur auszufüllen, wenn Auswahl unter 2.2) 

Freiraum 1 
Beitrag zur qualitativen 
Verbesserung der 
nutzungsbezogenen 
Aufenthaltsqualität zentraler 
Funktionsbereich 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Freiraum 2 
Beitrag zur Verbesserung von 
unbebauten, begrünten 
Flächen im zentralen 
Funktionsbereich 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

2.3 Bonuskriterien 

Aus den drei verbleibenden Handlungsfeldern mit ihren jeweils zwei Zielen sowie dem 
Beitrag zu Klimaschutz und Klimafolgenanpassung können bis zu drei Sachverhalte 
vom Antragsteller als Bonuskriterien ausgewählt werden, sofern sie eine 
Handlungsfeldrelevanz besitzen. 
 

Bonuskriterien 
(max. 3 auswählen) 

☐ Wohnen 1 (weiter bei Ziffer 2.3.1) 

☐ Wohnen 2 (weiter bei Ziffer 2.3.1) 

☐ Soziale Infrastruktur 1 (weiter bei Ziffer 2.3.2) 

☐ Soziale Infrastruktur 2 (weiter bei Ziffer 2.3.2) 

☐ Lokale Wirtschaft 1 (weiter bei Ziffer 2.3.3) 

☐ Lokale Wirtschaft 2 (weiter bei Ziffer 2.3.3) 

☐ Freiraum 1 (weiter bei Ziffer 2.3.4) 

☐ Freiraum 1 (weiter bei Ziffer 2.3.4) 

☐ Beitrag Klimaschutz/-anpassung (weiter bei Ziffer 

2.3.5) 

 

2.3.1 Handlungsfeld Wohnen (nur auszufüllen, Auswahl unter 2.3) 

Wohnen 1 
Beitrag zur 
Sicherung/Entwicklung 
qualitativer zeitgemäßer 
Wohnangebote 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Wohnen 2 
Beitrag zur Profilierung des 
zentralen Funktionsbereiches 
als attraktiver Wohnstandort 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
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2.3.2 Handlungsfeld Soziale Infrastruktur (nur auszufüllen, Auswahl unter 2.3) 

Infrastruktur 1 
Beitrag zur 
Sicherung/Entwicklung 
angepasster sozialer 
Infrastrukturangebote 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Infrastruktur 2 
Beitrag zur Profilierung des 
zentralen Funktionsbereiches 
als Versorgungsstandort und 
Ort des ‚Zusammenseins‘ 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

2.3.3 Handlungsfeld Lokale Wirtschaft (nur auszufüllen, Auswahl unter 2.3) 

Wirtschaft 1 
Beitrag zur Sicherung / 
Entwicklung der 
Rahmenbedingungen lokaler 
bzw. regionaler Unternehmen 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Wirtschaft 2 
Beitrag zur Profilierung des 
zentralen Funktionsbereiches 
als attraktiver 
Wirtschaftsstandort 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

2.3.4 Handlungsfeld Freiraum (nur auszufüllen, Auswahl unter 2.3) 

Freiraum 1 
Beitrag zur qualitativen 
Optimierung der 
nutzungsbezogenen 
Aufenthaltsqualität zentraler 
Funktionsbereiche 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Freiraum 2 
Beitrag zur Optimierung von 
grünen Flächen im zentralen 
Funktionsbereich 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

 

2.3.5 Beitrag Klimaschutz/-anpassung (nur auszufüllen, Auswahl unter 2.3) 

Klimaschutz Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Klimaanpassung Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
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3 Ausfüllhinweise 

3.1 Hinweise zu Angaben in der Projektskizze  

(Gliederungspunkt 1) 
 
zu  
1.1 Hier sollen allgemeine Angaben zum Projekt eingetragen werden. Bitte geben 

Sie Ihrem Projekt einen prägnanten Projekttitel. Geben Sie die Adresse an, 
an welcher sich das Projekt befindet. Wählen Sie aus, ob es sich um einen 
Projektträger der öffentlichen Hand oder einer Privatperson handelt und 
geben Sie rechts davon die entsprechenden Kontaktdaten an. Die 
Stellungnahme der Gemeinde ist nur erforderlich, wenn der Projektträger 
privat im Rahmen des Lokalbudgets ist. 
 

1.2 Die Ausgangssituation beschreibt die zu bewältigende Problemlage / 
Herausforderung.  
 
Das Projektziel gibt an, was nach Vollendung des Projektes erreicht sein soll. 
  
Die Projektbeschreibung gibt einen Überblick über die Projektbestandteile 
und -maßnahmen. 
 
Unter Kooperationspartner geben Sie Projektpartner (finanzielle / 
organisatorische) an, die neben Ihnen im Projekt Verantwortung übernehmen. 
 

1.3 Der Zeit- und Kostenplan enthält Angaben über die voraussichtlichen 
Projektkosten während der Projektlaufzeit. Daneben zeigt er auf, aus welchen 
Kostenpositionen sich das Projekt zusammensetzt und wie sich die 
Finanzierung darstellt. 
 

 

3.2 Hinweise zu Angaben in der Projektbewertung  

(Gliederungspunkt 2) 
 
zu  
2.1 Die übergeordneten Qualitätskriterien sind allgemeine Kriterien, an denen 

jedes Projekt gemessen wird. Deshalb sollte hier möglichst jedes Feld, soweit 
sinnvoll, ausgefüllt werden. 
 
Die folgenden Leitfragen sollen Ihnen helfen. Die nachfolgenden Leitfragen 
dienen dabei nicht der Beschränkung der Antwortmöglichkeiten. Bitte 
antworten Sie nicht mit ja oder nein, sondern führen Sie Ihre Antworten 
entsprechend aus. 
 
Beitrag zur Innovation der Innenentwicklung 

- Welche Wirkung wird von dem Projekt bezüglich einer 
zukunftsweisenden Entwicklung oder Verbesserung von Maßnahmen 
zur Lösung der Herausforderungen der Innenentwicklung erwartet? 

- Worin liegt die Neuerung gegenüber anderen, vergleichbaren 
Projekten? 
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- Was leistet das Projekt für den Wettbewerbsgedanken? 
 

Stärkung zentraler Funktionsbereiche 
- Welchen Beitrag leistet dieser zentrale Bereich innerhalb der 

strukturellen Eigenart der Orte? 
- Warum leistet er diesen Beitrag dort und nicht an anderer Stelle? 
- Was zeichnet diesen Funktionsbereich aus – welche 

Versorgungsangebote? 
- Worin besteht die erwartende Wirkung des Projektes bezüglich der 

Stärkung des zentrale Funktionsbereiches? 
 

Stärkung des Miteinanders 
- Welche zu erwartende Wirkung besitzt das Projekt hinsichtlich der 

zwischenmenschlichen Interaktion, Beziehungen und des Austausches 
von Informationen, Emotionen oder Ressourcen in der Gesellschaft? 

 
Beitrag zur Behebung/Vermeidung von potentiellem Leerstand 

- Inwieweit wird durch das Projekt Leerstand behoben? 
- Inwieweit wird durch das Projekt eventuell zukünftiger Leerstand 

verhindert? 
 

2.2 Hier bitte ein Handlungsfeld ankreuzen, welches dem Projekt am ehesten 
entspricht. Machen Sie bitte möglichst konkrete Angaben zum Beitrag des 
Projektes in diesem Handlungsfeld. Leistet das Projekt auch in weiteren 
Handlungsfeldern einen Beitrag, füllen Sie diese bitte ebenfalls entsprechend 
aus.  
 
Die folgenden Leitfragen sollen Ihnen helfen, die Kriterien auszufüllen. Die 
Leitfragen dienen dabei nicht der Beschränkung der Antwortmöglichkeiten. 
Bitte antworten Sie nicht mit ja oder nein, sondern führen Sie Ihre Antworten 
entsprechend aus. 
 
Wohnen 1: Beitrag zur Sicherung/Entwicklung qualitativer zeitgemäßer 
Wohnangebote 

- Werden durch das Projekt qualitative zeitgemäße Wohnungsangebote 
geschaffen oder gesichert? 

- Wird durch das Projekt das Angebot auf dem Wohnungsmarkt 
verbessert? 

- Wird durch das Projekt ein bisher nicht vorhandenes 
Wohnangebot/Wohnangebot geschaffen? 

- Welchem Defizit des Wohnungsmarktes soll mit dem Projekt begegnet 
werden?  

 
Wohnen 2: Beitrag zur Profilierung des zentralen Funktionsbereiches als 
attraktiver Wohnstandorts 

- Wird der zentrale Funktionsbereich als Ort zum Wohnen durch das 
Projekt attraktiver? 

- Unterstützt das Projekt die Wohnfunktion des zentralen 
Funktionsbereichs? 

- Welchem Defizit des Wohnungsmarktes soll mit dem Projekt begegnet 
werden?  
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- Wird ein bisher in der Region nicht vorhandenes 
Wohnangebot/Wohnform geschaffen? 

 
Soziale Infrastruktur 1: Beitrag zur Sicherung/Entwicklung angepasster 
sozialer Infrastrukturangebote 

- Inwiefern stärkt oder sichert das Projekt Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur wie z.B. Gesundheits-, Pflege-, Bildungs- oder 
Kultureinrichtungen? 

- Worin besteht die zu erwartende Wirkung des Projekts in Bezug auf 
die soziale Infrastruktur? 

 
Soziale Infrastruktur 2: Beitrag zur Profilierung des zentralen 
Funktionsbereiches als Versorgungsstandort und Ort des ‚Zusammenseins‘ 

- Inwieweit wird durch das Projekt der zentrale Funktionsbereich als 
Versorgungsstandort mit sozialer Infrastruktur verbessert/gesichert? 

- Worin besteht die zu erwartende Wirkung des Projekts in Bezug auf 
die soziale Infrastruktur? 

 
Lokale Wirtschaft 1: Beitrag zur Sicherung / Entwicklung der 
Rahmenbedingungen lokaler bzw. regionaler Unternehmen 

- Inwieweit verbessert das Projekt die Position und Entwicklung der 
Rahmenbedingungen lokaler oder regionaler Unternehmen? 

- Welche Wirkung wird in Bezug auf die lokale und/oder regionale 
Wirtschaft erwartet? 

 
Lokale Wirtschaft 2: Beitrag zur Profilierung des zentralen Funktionsbereiches 
als attraktiver Wirtschaftsstandort 

- Inwiefern stärkt das Projekt den zentralen Funktionsbereich als 
Standort für Unternehmen?  

- Werden durch das Projekt Unternehmen in den zentralen 
Funktionsbereich gelenkt? 

- Welche Wirkung wird in Bezug auf die lokale und/oder regionale 
Wirtschaft erwartet? 

 
Freiraum 1: Beitrag zur qualitativen Optimierung der nutzungsbezogenen 
Aufenthaltsqualität zentraler Funktionsbereiche 

- Inwieweit wird durch das Projekt der zentrale Funktionsbereich als 
sozialer Freizeit- oder Begegnungsraum attraktiver? 

- Leistet das Projekt einen Beitrag zur Verkehrssicherheit im zentralen 
Funktionsbereich? 

- Leistet das Projekt einen Beitrag zur Barrierefreiheit des öffentlichen 
Raumes des zentralen Funktionsbereiches? 

- Welche Wirkung wird in Bezug auf die nutzungsbezogene 
Aufenthaltsqualität erwartet? 

 
Freiraum 2: Beitrag zur Optimierung von grünen Flächen im zentralen 
Funktionsbereich 

- Welche Wirkung hat das Projekt auf die Sicherung bzw. Steigerung der 
Lebensqualität? 

- Welchen Beitrag leistet das Projekt zur Verbesserung der Nutzung des 
ökologischen Potenzials im Siedlungsbereich?  
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- Leistet es einen Beitrag zur Biodiversität im Siedlungsraum? 
 

 

3.3 Hinweise zu Angaben in der Bonuskriterien 

(Gliederungspunkt 3) 
 

2.3 Zu den Handlungsfeldern wird auf die Ausführungen unter Gliederungspunkt 
3.2 verwiesen. 
 
Bezüglich des Beitrags zu Klimaschutz und Klimafolgenanpassung können 
als Orientierung folgende Leitfragen herangezogen werden: 
 
Klimaschutz: 

- Welchen Beitrag leistet das Projekt zur Minderung der Treibhausgas-
Emissionen? 

- Unterstützt das Projekt die Nutzung bzw. Steigerung erneuerbarer 
Energien und Energieeffizienz? 

- Welche Wirkung des Projektes ist bezüglich des Klimaschutzes zu 
erwarten? 

 
Klimaanpassung 

- Welchen Beitrag leistet das Projekt zum Umgang mit Hitze, (Stark-
)Regen, Sturmereignissen und/oder Trockenheit? 

- Welche erwartbare Wirkung kommt dem Projekt hinsichtlich der 
Klimaanpassung zu? 
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 Bewertungsbogen für das Handlungsfeld Freiraum KIF Landkreis Nienburg/Weser 

Anhang 2 zur Anlage A (Förderbestimmungen) 

Antrag: Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

1 Übergeordnete Qualitätskriterien (max. 20 Punkte) 

Bewertung 
 

(Punkte) 

Qualitätskriterium nicht 
berücksichtigt 

(0) 

Qualitätskriterium in 
Teilen berücksichtigt 

(3) 

Qualitätskriterium 
berücksichtigt 

(5) 

Bewertung 

Innovation ☐ ☐ ☐  

zentraler Funktionsbereich ☐ ☐ ☐  

Stärkung des Miteinanders ☐ ☐ ☐  

Behebung/Vermeidung von 
(potentiellem) Leerstand 

☐ ☐ ☐  

 

2 Bewertung der Handlungsfeldrelevanz (max. 50 Punkte) 

Bewertung 
(Punkte) 

unbedeutend 
(0) 

sehr gering 
(5) 

gering 
(10) 

mittelwertig 
(15) 

bedeutend 
(20) 

sehr bedeutend 
(25) 

Bewertung 

Freiraum 1 ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐  

Freiraum 2 ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐  

 

3 Bonuskriterien (max. 30 Punkte) Hinweis: max. drei von sieben; wird durch den Antragsteller vorgegeben 

 Bewertung 
(Punkte) 

unbedeutend 
(0) 

sehr gering 
(2) 

gering 
(4) 

mittelwertig 
(6) 

bedeutend 
(8) 

sehr bedeutend 
(10) 

Bewertung 

☐ Wohnen 1 ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐  

☐ Wohnen 2 ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐  

☐ Infrastruktur 1 ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐  

☐ Infrastruktur 2 ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐  

☐ Wirtschaft 1 ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐  

☐ Wirtschaft 2 ☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐  

☐ Beitrag 
Klimaschutz/ -
folgenanpassu
ng 

☐ ☐ ☐ ☐ ☐ ☐  

 

Gesamtpunktzahl  
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Gemeinde Hilgermissen 
 
Beschlussvorlage 
öffentlich 

03/X/137 
 

 
Festlegungen der Verkaufsbedingungen für das Baugrundstück Nr. 14 
im Baugebiet "Wechold-Sünder II" 

Organisationseinheit: 

FT Räumliche Planung u. Samtgemeindeentwicklung 
Datum 

19.05.2026 
Sachbearbeitung: 

Petra Oltrogge 
Aktenzeichen 

60 03 64 1105 

 
Geplante Beratungsfolge Termine Ö / N 

Verwaltungsausschuss Hilgermissen  N 
Rat Hilgermissen  Ö 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Den folgenden zusätzlichen Verkaufsbedingungen für das Baugebiet “Wechold-Sünder II“ 
wird zugestimmt: 
 
- Die Käufer haben sich im Kaufvertrag zu verpflichten, das zu errichtende Wohngebäude  
  selbst oder durch einen nahen Familienangehörigen (bis 2. Grad) für die Dauer von 5  
  Jahren nach Fertigstellung zu nutzen. Bei einem Gebäude mit einer zweiten Wohneinheit  
  ist eine Vermietung dieser zweiten Wohneinheit zulässig.  
- Der Verkauf des Baugrundstückes erfolgt nur an Personen, die bislang Eigentümer*innen  
  von maximal einem anderen Wohnbaugrundstück in der Samtgemeinde Grafschaft Hoya  
  sind. Bevorzugt werden Erwerber, die bislang nicht Eigentümer eines Grundstückes sind  
  sowie solche, deren derzeitige Wohnsituation eine Anpassung der Grundstücksgröße  
  erforderlich macht.  
- Der Verkauf des Baugrundstückes erfolgt vorrangig an Personen, die einen relevanten  
  Bezug zu Hilgermissen oder zur Samtgemeinde Grafschaft Hoya haben. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

 
Sachverhalt: 
 
Das Grundstück Nr. 14 im Baugebiet “Wechold-Sünder II“ (Flurstück 265/25 der Flur 5, 
Gemarkung Wechold) wurde nach der Nichteinhaltung der Bebauungspflicht von den 
vorherigen Eigentümern mit Beschluss vom 27.05.2024 am 22.07.2025 zurückgekauft. 
 
Das freigewordene Grundstück soll erneut vermarktet werden. Es haben haben sich bereits 
Interessenten gemeldet, die das Grundstück erwerben möchten.  
 
Bei einem Neuverkauf des Grundstückes sollten die Verkaufsbedingungen angepasst und 
erweitert werden.  
 
Die bisherigen Verkaufsbedingungen: 
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-  Der Kaufpreis beträgt    16,00 €/m2 
-  Der Erschließungsbeitrag beträgt  24,00 €/m2 
 
-  Die Grundstücke sind innerhalb von zwei Jahren nach Vertragsabschluss mit einem 
  bezugsfertigen Wohnhaus zu bebauen. Bei einem Verstoß hiergegen steht der Gemeinde  
  ein Wiederkaufsrecht zu. Der Wiederkaufspreis beträgt 90 % des Verkaufspreises. 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 14 “Wohngebiet Wechold-Sünder II“ sind 
ebenfalls zu beachten. 
 
Ziel der Verkaufsbedingungen ist es, eine zügige Bebauung sicherzustellen und spekulativen 
bzw. ausschließlich vermietungsorientierten Wohnungsbau zu vermeiden. Es soll bauwilligen 
Interessenten die Möglichkeit gegeben werden, zeitnah selbstgenutzten Wohnraum zu 
schaffen. Insbesondere sollen Bewerberinnen und Bewerber berücksichtigt werden, die 
bislang über kein Eigentum verfügen, um ihnen den Erwerb eines Baugrundstückes und die 
Bildung von selbstgenutztem Eigentum zu ermöglichen. 
 
 
Anlagen: 

1 Flyer Wechold-Sünder II öffentlich 
2 B-Plan Nr. 14 Wechold Sünder II öffentlich 
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4. YA Gemeinde Hilgermissen 

 

Wohngebiet 
Wechold-Sünder  II 

Kaufpreis 40,00 €/m2 
inkl. Erschließungsbeitrag 

zzgl. Versorgung 

Wir informieren Sie gerne 
über alle weiteren Einzelheiten: 

Gemeinde Hilgermissen 
Schloßplatz 2 

27318 Hoya/Weser 

www.grafschaft-hoya.de 

Ihre Ansprechpartnerin: 
Petra Oltrogge 
Tel.  04251/ 815 - 613 
Mail: p.oltroggeehoya-weser.de  
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Übersichtsplan  M. 1 : 5.000

 M. 1 : 1.000

mit örtlichen Bauvorschriften nach § 84 der

Niedersächsischen Bauordnung

im Verfahren gemäß § 13b BauGB

NWP Planungsgesellschaft mbH

Gesellschaft für räumliche

Planung und Forschung

Escherweg 1

26121 Oldenburg

Postfach 3867

26028 Oldenburg

Telefon 0441 97174 -0

Telefax 0441 97174 -73

E-Mail   info@nwp-ol.de

Internet  www.nwp-ol.de

Gemeinde Hilgermissen

Samtgemeinde Hoya

Bebauungsplan Nr. 14

"Wohngebiet Wechold - Sünder ll"
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WA

ED

Rechtsgrundlagen für diesen Bebauungsplan sind:

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634)

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. Nr. 31/2010, S. 576), zuletzt geändert durch Art. 2 des

Gesetzes vom 20. Juni 2018

(Nds. GVBl. S. 113)

Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. Nr. 5/2012, S. 46),  zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. September 2017 (Nds.

GVBI. S. 338)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017

(BGBl. I S. 3786)

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057)
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Textliche Festsetzungen 
1. Art der baulichen Nutzung 

(1) Gemäß § 1 (6) BauNVO sind in dem Allgemeinen Wohngebiet WA folgende, ausnahmsweise 
zulässige Nutzungen nicht zulässig:  

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, mit Ausnahme der in § 13 a BauNVO genannten 
Nutzungen 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, mit Ausnahme der in § 13 a BauNVO genannten 
Nutzungen 

- Gartenbaubetriebe, 

- Tankstellen. 

2. Maß der baulichen Nutzung/Anzahl der Wohneinheiten/nicht überbaubare Flächen 
/Bauweise/Mindestgrundstücksgröße/Höhe baulicher Anlagen 

(1) In den allgemeinen Wohngebieten WA sind gemäß § 9 [1] Nr. 6 BauGB bei Einzelhäusern je 
angefangene 700 qm Baugrundstück eine Wohneinheit und bei Doppelhäusern (je Haushälfte) je 
angefangene 350 qm eine Wohneinheit zulässig.  

(2) Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO in den 
allgemeinen Wohngebieten WA zwischen der Baugrenze und den im Bebauungsplan festgesetzten 
angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) gemäß § 
12 BauNVO sowie Nebenanlagen in Form von Gebäuden gemäß § 14 BauNVO nicht zulässig. Nicht 
überdachte begrünte Einstellplätze z.B. aus Rasengittersteinen können ausnahmsweise zugelassen 
werden.  

(3) In der abweichenden Bauweise gilt gemäß § 22 [2] BauNVO die offene Bauweise. Abweichend wird 
festgesetzt, dass in der abweichenden Bauweise Gebäudelängen bis maximal 20 m (Einzelhäuser) 
bzw. je Doppelhaushälfte bis maximal 10 m zulässig sind. 

(4) In den allgemeinen Wohngebieten WA wird gemäß § 9 (1) Nr. 3 BauGB eine 
Mindestgrundstücksgröße von 700 qm für Einzelhäuser bzw. 350 qm je Doppelhaushälfte je 
Baugrundstück festgesetzt. 

(5) Gemäß § 16 [2] BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO wird bestimmt, dass die maximal 
zulässige Gebäudehöhe gemäß Einschrieb im Planteil des Bebauungsplanes, jeweils gemessen 
zwischen der Unteren Bezugsebene und der Oberkante Gebäude, nicht überschritten werden darf. 
Untere Bezugsebene ist Normalhöhennull (NHN). 

(6) Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in allen Allgemeinen 
Wohngebieten oberhalb des 2 Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig. 

3. Flächen für Versickerung von Niederschlagswasser § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  

(1) Das innerhalb der Flächen des Allgemeinen Wohngebietes von Dachflächen und befestigten Flächen 
abfließende Niederschlagswasser ist auf den privaten Baugrundstücken vollständig zu versickern. 
Eine alternative Nutzung des Niederschlagswassers als Brauchwasser ist zulässig.  

 Die Versickerung muss flächenhaft in flachen, begrünten Versickerungsmulden durch den belebten 
Oberboden erfolgen. Die Begrünung der Versickerungsmulden ist dauerhaft zu erhalten.  

(2) Das innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser ist innerhalb 
derselben durch den belebten Oberboden dem Grundwasser zuzuleiten. Hierfür sind die 
Seitenstreifen entsprechend sickerfähig auszubauen und zu begrünen.  

 Die Nutzung der Versickerungsflächen als Stellplätze und das Befahren der Versickerungsflächen ist 
nicht zulässig. 

4. Grundstückszufahrten 

Zur Erschließung der Baugrundstücke ist je Einzelhausgrundstück oder je Doppelhaushälfte 
insgesamt nur eine Grundstückszufahrt mit einer maximalen 4,0 m zulässig, soweit das 
Baugrundstück an eine Versickerungsfläche der öffentlichen Verkehrsfläche angrenzt.  
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Örtliche Bauvorschriften 
1. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften ist identisch mit dem Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 14 „Wechold“.  

2. Farbgebung der Dachflächen 

Das Dachdeckungsmaterial der Hauptgebäude muss in nachfolgenden Farbtönen für die Ziegel ent-
sprechen: 

• roten bis rot-braun (RAL-Nr. 3000, 3001, 3002, 3003, 3004, 3007, 3011, 3016, 8012).  

• schwarz (RAL-Nr. 8022, 9004, 9005) 

• dunkelgrün (RAL-Nr. 6004, 6005 6007, 6008, 6009) 

• dunkelblau (RAL-Nr. 5003, 5004, 5008, 5011, 5013) 

• anthrazit/grau (RAL-Nr. 7011, 7012, 7015, 7016, 7021, 7024, 7026) 

• braun (RAL-Nr. 8002, 8003, 8004, 8007, 8008, 8011, 8024, 8025, 8028) 

Ausgenommen hiervon sind Gründächer oder Anlagen zur Nutzung der solarer Strahlungsenergie 
sowie Terrassendächer und Wintergärten. 

3. Einfriedung 

Einfriedungen der Baugrundstücke entlang angrenzender öffentlicher Verkehrsflächen dürfen nur aus 
Holz, lebender Hecke, Steinmauer oder Schmiedeeisen  bis zu einer maximalen Höhe von 1,5 m er-
richtet werden. 
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Hinweise 
 

1. Ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde:  

Mit dem Auftreten archäologischer Bodenfunde im Plangebiet ist zu rechnen. Die genannten Fundstel-
len sind Kulturdenkmale i. S. v. § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG). 
Durch die geplanten Bau- und Erdarbeiten würden die archäologischen Kulturdenkmale in Teilen un-
wiederbringlich zerstört. Sämtliche in den Boden eingreifenden Erdarbeiten, wie Erschließungsarbeiten, 
Oberbodenabtrag und alle in den Unterboden reichenden Bodeneingriffe, bedürfen nach § 13 Abs. 1 
NDSchG einer denkmalrechtlichen Genehmigung der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkrei-
ses. Bei baugenehmigungspflichtigen Maßnahmen ist diese zusammen mit der Baugenehmigung zu er-
teilen. Diese kann gem. § 13 Abs. 2 NDSchG versagt oder mit Auflagen und Bedingungen verbunden 
werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde wie etwa Keramikscherben, 
Steingeräte oder Schlacken sowie Holzkohleansammlungen, Bodenverfärbungen oder Steinkonzentrati-
onen, die bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten gemacht werden, gem. § 14 Abs. 1 des NDSchG 
auch in geringer Menge meldepflichtig sind. Sie müssen der zuständigen Kommunalarchäologie (Tel. 
05722/9566-15 oder Email: Berthold@SchaumburqerLandschaft.de) und der Unteren Denkmalschutz-
behörde unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des 
NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren 
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten gestat-
tet. 

2. Leitungen: Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen der zuständigen Versorgungs-
unternehmen zu entnehmen. 

3. Altablagerungen: Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. 
Altstandorte zutage treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen. 

4. Kampfmittel: Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden wer-
den, benachrichtigen Sie bitte umgehend die zuständige Polizeidienststelle, Ordnungsamt  
oder das Kampfmittelbeseitigungsdezernat direkt. 

5. besonderer Artenschutz: Die einschlägigen Bestimmungen des § 44 Bundesnaturschutzgesetz sind 
zu beachten. Die im Rahmen des Umweltberichtes durchgeführte Prüfung zur artenschutzrechtlichen 
Verträglichkeit der Planung entbindet nicht von den auf Umsetzungsebene unmittelbar anzuwendenden 
artenschutzrechtlichen Bestimmungen. Gemäß Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde ist auf 
folgendes hinzuweisen: 

Zum Schutz der Fauna darf die gesamte Baufeldherrichtung (Baufeldräumung, Entfernung von Gehöl-
zen, Abschieben von Oberboden etc.) aus artenschutzrechtlichen Gründen und zur Vermeidung des 
Eintretens von Verbotstatbeständen des § 44 BNatSchG nur in der Zeit vom 31. Oktober bis 28. Febru-
ar durchgeführt werden. Falls dieser Zeitraum nicht eingehalten werden kann, ist durch einen Fachkun-
digen nachzuweisen, dass auf den betroffenen Flächen/ Gehölzen keine Brutvorkommen oder Nist- 
und Schlafplätze vorhanden sind. Die Ergebnisse sind zu dokumentieren und die Untere Naturschutz-
behörde ist hierüber im Vorfeld zu informieren. 

Weiterhin ist aus artenschutzrechtlichen Gründen vor einer möglichen Fällung bzw. Rodung von Gehöl-
zen eine Sichtkontrolle durchzuführen, ob Nester, Spalten oder Höhlen in den Gehölzen vorhanden 
sind, die zum Fällungs- oder Rodungszeitpunkt als dauerhafte oder aktuell besetzte Lebensstätten, 
wiederkehrende Nist- oder Überwinterungshabitate von Fledermäusen, Vögeln oder anderen im Sinne 
des § 44 BNatSchG relevanten Tierarten dienen. Bei der Feststellung solcher Lebensstätten und Habi-
tate sind die vorgesehenen Arbeiten zu unterlassen und die Untere Naturschutzbehörde hinzuzuziehen. 
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Präambel 
Auf Grund des§ 1 Abs.3 und des§ 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des§ 84 der Niedersächsi­
schen Bauordnung und des§ 58 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
hat der Rat der Gemeinde Hilgermissen diesen Bebauungsplan Nr. 14 "Wechold" , bestehend aus der 
Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen Festsetzungen sowie den nebenstehenden örtli­
chen Bauvorschriften über die Gestaltung, als Satzung beschlossen. 

Hoya, den 04.04.2019 gez. Hustedt L. S. gez. lmgarten 
Bürgermeister Gemeindedirektor 

Verfahrensvermerke 

Kartengrundlage: 

Planunterlage 

Liegenschaftskarte 
Gemeinde Hilgermissen - Gemarkung Wechold - Flur 5 
Maßstab 1: 1 ooo 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung , 

©2017 .LGLN 

Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN) Regionaldirektion Sulingen-Verden 

Die Kartengrundlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich 
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 
04.01.2018). 
Die VervielfältigunQ ist nur für eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet. (§9 Abs. 1 Nr. 2 Niedersäch­
sisches Gesetz über das amtliche Vermessungswesen (NVermG) vom 12.12.2002 Nds. GVBI. Nr. 
1/2003, Seite 5) Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geomet­
risch einwandfrei. 
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 

Nienburg, den 18.01 .2019 L. S. gez. Kaupmann 

ÖbVI Stephan Kaupmann, Nienburg 

Planverfasser 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet von NWP Planungsgesellschaft mbH, 
Escherweg 1, 26121 Oldenburg. 

Oldenburg, den 17.01 .2019 

Aufstellungsbeschluss 

gez. Th. Aufleger 
(Unterschrift) 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Hilgermissen hat in seiner Sitzung am 19.09.2017 die Auf­
stellung des Bebauungsplanes Nr. 14 beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß§ 2 Abs. 
1 BauGB am 07.09.2018 ortsüblich bekannt gemacht. Das Verfahren wird gemäß § 13 b in Verbin­
dung mit § 13 a Abs. 2 BauGB nach den Vorschriften des § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB durchge­
führt. 

Hoya, den 04.04.2019 gez. lmgarten 

Gemeindedirektor 
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Öffentliche Auslegung 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Hilgermissen hat in seiner Sitzung am 12.04.2018 dem 
Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung ge­
mäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 07.09.2018 ortsüblich bekannt gemacht. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 14 mit der Begründung haben vom 17.09.2018 bis 17.10.2018 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 

Hoya, den 04.04.2019 gez. lmgarten 
Gemeindedirektor 

Satzungsbeschluss 

Der Rat der Gemeinde Hilgermissen hat den Bebauungsplan Nr. 14 nach Prüfung der Stellungnah­
men gemäß§ 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 18.12.2018 als Satzung(§ 10 BauGB) sowie die 
Begründung beschlossen. 

Hoya, den 04.04.2019 gez. lmgarten 
Gemeindedirektor 

lnkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss der Gemeinde Hilgermissen ist gemäß§ 10 (3) BauGB am 12.04.2019 orts­
üblich bekanntgemacht worden. Der Bebauungsplan Nr. 14 ist damit am 12.04.2019 in Kraft getreten. 

Hoya, den 24.04.2019 gez. lmgarten 
Gemeindedirektor 

Ausfertigung 

Der Bebauungsplan Nr. 14 der Gemeinde Hilgermissen wird hiermit ausgefertigt. Der Bebauungsplan 
stimmt mit dem Willen des Rates der Gemeinde Hilgermissen im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
überein. 

Hoya, den 04.04.2019 
Gemeindedirektor 

Verletzung von Vorschriften 

Innerhalb eines Jahres nach ln-Kraft-Treten des Bebauungsplanes Nr. 14 ist die Verletzung von Vor­
schriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes Nr. 14 und der Begründung nicht geltend 
gemacht worden. 

Hoya, den ....... ..... ............... . 

Beglaubigungsvermerk 

Diese Ausfertigung der Planzeichnung stimmt mit der Urschrift überein. 

Hoya, den .... .. ....... ............ .. . 

Gemeindedirektor 

GEMEINDE HILGERMISSEN 
Der Gemeindedirektor 
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Gemeinde Hilgermissen 
 
Beschlussvorlage 
öffentlich 

03/X/141 
 

 
Einfacher Bebauungsplan Nr. 21 "Eitzendorf - Nord" 
und gleichzeitige Aufhebung der Innenbereichssatzung Nr. 6 
"Eitzendorf Nord" 
a) Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung 
b) Ergebnis der Behördenbeteiligung 
c) Satzungsbeschluss 

Organisationseinheit: 

FT Räumliche Planung u. Samtgemeindeentwicklung 
Datum 

02.07.2026 
Sachbearbeitung: 

Peter Bruns 
Aktenzeichen 

60 3 61 2602 

 
Geplante Beratungsfolge Termine Ö / N 

Verwaltungsausschuss Hilgermissen  N 
Rat Hilgermissen  Ö 

 
Beschlussvorschlag: 
 
a) Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteili8gung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Das Ergebnis der öffentlichen Auslegung (Öffentlichkeitsbeteiligung) gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB wird zur Kenntnis genommen. 
 
b) Ergebnis der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Zur Stellungnahme des Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung 
Niedersachsen, Kampfmittelbeseitigungsdienst vom 01.06.2026 
 
Das Plangebiet ist bereits überwiegend bebaut, jedoch wurde von der Gemeinde ein Antrag 
auf Luftbildauswertung gestellt. Über den Umgang mit den Erkenntnissen aus der 
Luftbildauswertung wird auf Genehmigungsebene entschieden. Die Begründung wird um 
diese Aussagen ergänzt.  
 
Zur Stellungnahme der Harzwasserwerke vom 03.06.2026 
 
In der Begründung ist auf die Lage im Vorranggebiet für die Trinkwassergewinnung 
hingewiesen. Von der Errichtung eines Wohnhauses gehen keine Beeinträchtigungen aus 
der Trinkwasserqualität einher. Dies ist auf Genehmigungsebene sicherzustellen. Die 
Gemeinde Hilgermissen geht daher von einer Vereinbarkeit der Planung mit den Belangen 
des Trinkwasserschutzes aus.  
 
Zur Stellungnahme des Mittelweserverbandes Syke vom 04.06.2026 
 
Ausführungen zur Leeslake sind in der Begründung enthalten. Die Hinweise zur 
Oberflächenentwässerung werden zur Kenntnis genommen.  
 
Es sind keine Kompensationsmaßnahmen an Gewässern des Mittelweserverbandes geplant. 
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Aussagen zum Hochwasserrisiko sind in der Begründung enthalten. Das Plangebiet ist im 
Wesentlichen bebaut. Die festgesetzten Baugrenzen führen im Verhältnis zu der schon 
vorhandenen Bebauung nur zu einer geringfügigen Erhöhung der überbaubaren Flächen. Im 
Rahmen der Objektplanung ist eine hochwasserangepasste Bauweise zur Vermeidung von 
erheblichen Sachschäden oder zum Schutz von Leben und Gesundheit zu berücksichtigen.   
 
Zur Stellungnahme der Deutschen Telekom vom 16.06.2026 
 
Die Anregungen beziehen sich auf die Ausbauplanung und sind im Zuge der Ausbauplanung 
zu berücksichtigen.  
 
Zur Stellungnahme des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie vom 17.06.2026 
 
Die Baugrundverhältnisse sind auf nachgelagerter Planungsebene zu beachten. 
Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträge sind für diese Planung nicht relevant. Das 
Plangebiet ist bereits im Wesentlichen bebaut. Kompensationsmaßnahmen sind nicht 
vorgesehen.  
 
Zur Stellungnahme der Landwirtschaftskammer vom 25.06.2026 
 
In der Begründung wird auf die Geruchssituation ausführlich eingegangen. Die 
Entwicklungsperspektive ist bereits durch die vorhandene Wohnbebauung deutlich 
eingeschränkt. Das Plangebiet ist im Wesentlichen bereits bebaut. Ziel der Planung ist 
lediglich die planungsrechtliche Vorbereitung eines zusätzlichen Wohnhauses. Die 
Baugrenzen orientieren sich stark am Bestand, so dass über das geplante Wohnhaus hinaus 
kein weiteres bauliches Potential für ein Wohnhaus vorhanden ist. Konkrete 
Erweiterungsabsichten landwirtschaftlicher Betriebe, die bereits in die Planung Eingang 
finden könnten, sind der Gemeinde nicht bekannt und werden auch von der 
Landwirtschaftskammer nicht vorgebracht.  
 
Die Gemeinde Hilgermissen hält an ihrer bisherigen Abwägung fest und hält Werte von bis 
zu 22 % Geruchsstundenhäufigkeiten im Plangebiet für die Wohnnutzung aus den 
nachstehenden Gründen für vertretbar: Das Baufeld liegt auf einer landwirtschaftlichen 
Hofstelle mit (ehemaliger) Tierhaltung. Es ist davon auszugehen, dass eine Kenntnis der 
örtlichen Immissionsbelastung vorliegt und insofern eine sogenannte 
Schicksalsgemeinschaft angenommen werden kann. Bei einer Schicksalsgemeinschaft sind 
die auf eine reine Wohnnutzung bezogenen Immissionsrichtwerte nicht uneingeschränkt 
anzuwenden. Diese Grundsätze gelten auch dann, wenn auf einem Grundstück die 
Landwirtschaft aufgegeben wurde und ein Übergang vom privilegierten zum allgemeinen 
Wohnen erfolgt ist (vergl. OVG Niedersachsen vom 16.08.2018, Az.: 1 LC 180/16). In einem 
solchen Fall ist das vormalig landwirtschaftlich genutzte Grundstück im Außenbereich 
weiterhin mit einer nachwirkenden Pflicht zur besonderen Rücksichtnahme auf benachbarte 
landwirtschaftliche Betriebe belastet. Für diese nachwirkende Pflicht zur Rücksichtnahme 
besteht keine feste zeitliche Grenze. Ihr zeitlicher Umfang hängt von der weiteren 
Entwicklung der näheren Umgebung ab und kann viele Jahrzehnte andauern (vergl. 
Vorgenannte Rechtsprechung). Solange die nähere Umgebung weiterhin von 
landwirtschaftlicher Nutzung geprägt wird und die Schicksalsgemeinschaft der Landwirte 
oder auch nur ein die Umgebung aufgrund seiner Größe und/oder Emissionen in besonderer 
Weise prägender Betrieb fortbesteht, bleibt auch die besondere Rücksichtnahmepflicht 
bestehen.  
 
Gesundheitliche Gefahren sind durch die Geruchsbelastungen von bis zu 22 % 
Geruchsstundenhäufigkeiten nicht zu erwarten. Geruchsstundenhäufigkeiten von bis zu 22 
% werden daher insgesamt als vertretbar und zumutbar erachtet.  
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Zur Stellungnahme des Landkreises Nienburg/Weser vom 01.07.2026 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise zur Überprüfung der 
Versickerungsmöglichkeit werden in die Begründung aufgenommen. Eine entsprechende 
Überprüfung erfolgt im Zuge des Bauantragsverfahrens. 
 
Ausführungen zur Leeslake sind in der Begründung enthalten. Der Gewässerrandstreifen ist 
im Planteil berücksichtigt.  
 
Der Hinweis zur Meldepflicht von archäologischen Fundstellen wird in der Begründung 
ergänzt.  
 
c) Satzungsbeschluss 
 
Der einfache Bebauungsplan Nr. 21 „Eitzendorf – Nord“ und die gleichzeitige Aufhebung der 
Innenbereichssatzung Nr. 6 „Eitzendorf Nord“ wird unter Berücksichtigung der Beschlüsse zu 
den eingegangenen Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB als Satzung mit 
der dazugehörigen Begründung beschlossen.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Keine 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Verwaltungsausschuss hat in seiner Sitzung am 05.05.2026 der öffentlichen Auslegung 
des Bebauungsplanes Nr. 21 „Eitzendorf – Nord“ zugestimmt. Zum Sachverhalt wird auf die 
Beschlussvorlage 03/X/135 verwiesen. 
 
a) Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung und Umweltbericht waren zu jedermanns 
Einsicht auf der Homepage der Samtgemeinde Grafschaft Hoya in der Zeit vom 01.06.2026 
bis einschließlich 01.07.2026 eingestellt und abrufbar. Parallel lagen die Unterlagen im 
Rathaus Hoya aus. Hierauf wurde in der Bekanntmachung vom 26.05.2026 hingewiesen.  
 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung ist keine Stellungnahme eingegangen. 
 
Das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung ist zur Kenntnis zu nehmen. 
 
b) Ergebnis der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange hat in der Zeit 
vom 01.06.2026 bis einschließlich 01.07.2026 stattgefunden. 
 
Von folgenden Trägern öffentlicher Belange sind Stellungnahmen mit Anregungen 
eingegangen: 
➢ Kampfmittelbeseitigungsdienst 
➢ Harzwasserwerke 
➢ Mittelweserverband 
➢ Deutsche Telekom 
➢ Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
➢ Landwirtschaftskammer 
➢ Landkreis Nienburg 
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Die Stellungnahmen sind als Anlagen 1 bis 9 beigefügt. Die Abwägung hierzu siehe 
Beschlussvorschlag.  
 
Die Landwirtschaftskammer hat erhebliche Bedenken. Durch Heranrückende 
Wohnbebauung wird die Entwicklung der Landwirtschaft eingeschränkt. Die angeführte 
Schicksalsgemeinschaft verliert ihre Gültigkeit.  
Vorgeschlagen wird, dass die Gemeinde an ihrer Abwägung festhält und eine 
Geruchsstundenhäufigkeit von 22 % als vertretbar und zumutbar erachtet. 
 
Von folgenden Trägern öffentlicher Belange sind Stellungnahmen ohne Anregungen 
eingegangen: 
➢ NLSTBV 
➢ Bundeswehr 
➢ Exxonmobil 
➢ Forstamt 
➢ Nowega 
➢ Wasserstraßen- und Schiffahrtsamt 
➢ Polizeidirektion Göttingen 
➢ Landkreis Verden 
➢ Vodafone 

 
c)Satzungsbeschluss 
 
Die eingegangenen Stellungnahmen führen nicht zu einer Planänderung, so dass der 
abschließende Satzungsbeschluss gefasst werden kann. Nach Rechtskraft der 
parallellaufenden Flächennutzungsplan-Änderung kann der Bebauungsplan bekannt 
gemacht werden. Mit Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in der Kreiszeitung wird 
der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan ist als Anlage 10, die dazugehörige Begründung als Anlage 11 und die 
Anlage zur Begründung als Anlage 12 beigefügt.  
 
 
Anlagen: 

1 LGLN v. 01.06.26 öffentlich 
2 LGLN Anlage öffentlich 
3 Harzwasserwerke v. 03.06.26 öffentlich 
4 Harzwasserwerke Anlage 1 öffentlich 
5 Mittelweserverband v. 04.06.26 öffentlich 
6 Telekom v. 16.06.26 öffentlich 
7 LBEG v. 17.06.2026 öffentlich 
8 Landwirtschaftskammer v. 25.06.26 öffentlich 
9 Landkreis Nienburg v. 01.07.2026 öffentlich 
10 Planzeichnung öffentlich 
11 Begründung öffentlich 
12 Anlage zur Begründung öffentlich 
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Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Hameln - Hannover

Kampfmittelbeseitigungsdienst

LGLN, RD Hameln – Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst
Dorfstr. 19, 30519 Hannover

Dienstgebäude Anfahrt Bürozeiten Kontakt Bankverbindung
Dorfstr. 19 Stadtbahn Mo. bis Fr. Telefon: 0511 30245-502/-503 IBAN: DE38 2505 0000 1900 1525 86
30519 Hannover Linie 1 von 08:00 bis 12:00 Uhr E-Mail: kbd-postfach@lgln.niedersachsen.de SWIFT-BIC: NOLADE2HXXX

Haltestelle Terminvereinbarung Web: kbd.niedersachsen.de Steuer-Nr.: 22/200/13531
Am Brabrinke erwünscht FA Hameln-Holzminden

Samtgemeinde Grafschaft Hoya 
Herr Peter Bruns
Schloßplatz 2
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange: Eitzendorf, B-Plan Nr. 21 „Eitzendorf Nord" und
gleichzeitige Aufhebung der Innenbereichssatzung Nr. 6 „Eitzendorf-Nord“

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Niedersachsen als Träger öffentlicher Belange gem.
§ 4 Baugesetzbuch (BauGB) oder im Rahmen einer anderen Planung um Stellungnahme gebeten. Diese
Stellungnahme ergeht kostenfrei.
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefahrenerforschung empfohlen wird, mache
ich darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als Behörden der Gefahrenabwehr auch für die Maßnahmen
der Gefahrenerforschung zuständig sind. Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine
historische Erkundung, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch
Abwurfmunition ausgewertet werden (Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglichkeit bietet die
Sondierung durch eine gewerbliche Kampfmittelräumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde
(in der Regel die Gemeinde) sollte sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort geltenden Vorgaben
informiert werden. Bei konkreten Baumaßnahmen berät der KBD zudem über geeignete
Vorgehensweisen.

Hinweis:
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 6
Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches
Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. Eine Kriegsluftbildauswertung
ist im Rahmen dieser Stellungnahme nicht vorgesehen. Sofern eine kostenpflichtige
Kriegsluftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich um entsprechende schriftliche
Auftragserteilung. Auf unserer Internetseite kbd.niedersachsen.de finden Sie unter dem Reiter
„Kriegsluftbildauswertung“ aktuelle Informationen zur digitalen Antragstellung.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage

Torsten Reinhold
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Stellungnahme zum öffentlichen Belang: Kampfmittelbeseitigung

Betreff: Eitzendorf, B-Plan Nr. 21 „Eitzendorf Nord" und gleichzeitige Aufhebung der
Innenbereichssatzung Nr. 6 „Eitzendorf-Nord“

Antragsteller: Samtgemeinde Grafschaft Hoya

Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Niedersachsen die folgenden Erkenntnisse
vor (siehe beigefügte Kartenunterlage): 

Empfehlung: Luftbildauswertung

Fläche A
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht vollständig ausgewertet.
Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung durchgeführt.
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt.
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt.
Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel.

Bitte senden Sie uns, nach Übernahme unserer Stellungnahme, zur Arbeitserleichterung keine weiteren
Schreiben in dieser Angelegenheit zu.
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Per E-Mail: p.bruns@hoya-weser.de 
 
Gemeinde Hilgermissen 
Herrn Peter Bruns 
Postfach 13 51 
27316 Hoya/Weser 
 
 
 
 
 

 
Trinkwasservorranggebiet Wesergeest 
HWW-Nr. 581/2026 – bitte bei Schriftwechsel angeben 
Stellungnahme zur Anfrage Bebauungsplan Nr. 21 „Eitzendorf Nord“ und gleichzeitige Aufhe-
bung der Innenbereichssatzung Nr. 6 „Eitzendorf Nord“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Bruns, 
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
nach dem LROP (Landesraumordnungsplan) und dem RROP Diepholz (Regionalen Raumordnungs-
plan) befindet sich der Bereich des Planvorhabens im Vorranggebiet Trinkwasserversorgung. 
 
Die Harzwasserwerke GmbH betreiben im markierten, genannten Planbereich keine Trinkwasser-
leitungen. Anlagen und Planungsabsichten der Harzwasserwerke GmbH sind von der oben ge-
nannten Maßnahme nicht betroffen.  
 
Bei weiteren Fragen rufen Sie uns gerne an. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Harzwasserwerke GmbH 
 
 
 
gez. i. A. Maik Uhlen  gez. i. A. Claudia Behrensdorf 
 
Anlage 
Kartenausschnitt 
 

 
 
 
 
Harzwasserwerke GmbH · Postfach 10 06 53 · 31106 Hildesheim Harzwasserwerke GmbH 

Bördestraße 23 
31135 Hildesheim 
T +49 5121 404-0 
 
Wasserwirtschaft, Forschung & Entwicklung 
Gesprächspartner/-in:  
Claudia Behrensdorf 
T +49 5121 404-151 
Claudia.Behrensdorf@harzwasserwerke.de 
 
Datum: 03.06.2026 

TOP 12



Maßstab: 1:3.000

01.06.2026

GI/np
±

0 50 10025 m

TÖB HWW 581/2026

Harzwasserwerke GmbH Bördestraße 23, 31135 Hildesheim
Tel.: +49 5121 404 - 0


	Bekanntmachung
	Ö Top 8 03/X/132 Vorlage
	Ö Top 8 03/X/132 Anlage  1 Gestattungsvertrag Kabeltrasse
	Ö Top 9 03/X/133 Vorlage
	Ö Top 9 03/X/133 Anlage  1 Gestattungsvertrag Zuwegung
	Ö Top 10 03/X/136 Vorlage
	Ö Top 10 03/X/136 Anlage  1 KIF_Entwurf ÖR Vertrag
	Ö Top 10 03/X/136 Anlage  2 KIF_Förderbestimmungen
	Ö Top 10 03/X/136 Anlage  3 KIF_Projektantrag u. Bewertungsbogen
	Ö Top 11 03/X/137 Vorlage
	Ö Top 11 03/X/137 Anlage  1 Flyer Wechold-Sünder II
	Ö Top 11 03/X/137 Anlage  2 B-Plan Nr. 14 Wechold Sünder II
	Ö Top 12 03/X/141 Vorlage
	Ö Top 12 03/X/141 Anlage  1 LGLN v. 01.06.26
	Ö Top 12 03/X/141 Anlage  2 LGLN Anlage
	Ö Top 12 03/X/141 Anlage  3 Harzwasserwerke v. 03.06.26

